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Änderungsantrag 1
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den Globalen 
Pakt der Vereinten Nationen für eine 
sichere, geordnete und reguläre 
Migration vom 19. Dezember 2018, 
insbesondere auf das Ziel 13 Buchstabe h, 
und auf den Globalen Pakt der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge vom 
17. Dezember 2018,

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 2
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Europäische 
Menschenrechtskonvention, insbesondere 
Artikel 8,

Or. en

Änderungsantrag 3
Maria Arena

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Sorgfaltspflichten von 
Unternehmen im Hinblick auf 
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Nachhaltigkeit von 2022,

Or. en

Änderungsantrag 4
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 29 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 7. April 2022 zu dem 
Schutz von Kindern und jungen 
Menschen, die aufgrund des Krieges in 
der Ukraine fliehen, durch die EU,

Or. it

Änderungsantrag 5
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die 
Entschließung CM/Res(2023)3 des 
Europarats zum Erweiterten 
Teilabkommen über das Verzeichnis der 
durch die Aggression der Russischen 
Föderation gegen die Ukraine 
verursachten Schäden,

Or. en

Änderungsantrag 6
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 14. Juni 2023 zu der 
Folter und strafrechtlichen Verfolgung 
der ukrainischen Minderjährigen Tihran 
Ohannissjan und Mykyta Chanhanow 
durch die Russische Föderation,

Or. it

Änderungsantrag 7
David Lega

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 9. Juni 2022 zur 
Menschenrechtslage in Xinjiang unter 
Berücksichtigung der Polizeiakten von 
Xinjiang,

Or. en

Änderungsantrag 8
David Lega

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 3. Mai 2022 zur 
Verfolgung von Minderheiten aus 
Gründen der Weltanschauung oder 
Religion,

Or. en
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Änderungsantrag 9
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Erklärung 
des Europarats von Reykjavik mit dem 
Titel „United around our values“ (Vereint 
um unsere Werte) vom 16.-17. Mai 2023,

Or. en

Änderungsantrag 10
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die gemeinsame 
Erklärung der OSZE vom 4. Mai 2023 
zum Bericht der Berichterstatter im 
Rahmen des Moskauer Mechanismus der 
OSZE über die zwangsweise Überführung 
und/oder Vertreibung ukrainischer 
Kinder,

Or. en

Änderungsantrag 11
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 19. Mai 2022 über die 
Bekämpfung der Straflosigkeit bei 
Kriegsverbrechen in der Ukraine 
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(2022/2655(RSP)),

Or. en

Änderungsantrag 12
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 e (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 7. April 2022 zu dem 
Schutz von Kindern und jungen 
Menschen, die aufgrund des Krieges in 
der Ukraine fliehen, durch die 
EU (2022/2618(RSP)),

Or. en

Änderungsantrag 13
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 f (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 15. September 2022 
zu Menschenrechtsverletzungen im 
Zusammenhang mit der 
Zwangsverschleppung ukrainischer 
Zivilisten nach Russland und der 
Zwangsadoption ukrainischer Kinder in 
Russland (2022/2825(RSP)),

Or. en

Änderungsantrag 14
Miriam Lexmann
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Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 30 g (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf seine 
Entschließung vom 15. Juni 2023 zur 
Folter und Strafverfolgung der 
ukrainischen Minderjährigen Tihran 
Ohannisian und Mykyta Khanhanov 
durch die Russische Föderation 
(2023/2735(RSP)),

Or. en

Änderungsantrag 15
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass jeder 
Mensch unter 18 Jahren ein Kind ist; in der 
Erwägung, dass ein Kind in erster Linie ein 
Kind ist, unabhängig von ethnischer 
Herkunft, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
sozialem und wirtschaftlichem 
Hintergrund, Fähigkeiten, Migration oder 
Aufenthaltsstatus; in der Erwägung, dass 
jedes Kind besonderen Schutz benötigt und 
Anspruch auf alle im Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes verankerten Rechte hat;

A. in der Erwägung, dass nach dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte des Kindes unter einem 
Kind jeder Mensch unter 18 Jahren 
verstanden wird, soweit die Volljährigkeit 
nach dem auf das Kind anzuwendenden 
Recht nicht früher eintritt; in der 
Erwägung, dass ein Kind in erster Linie ein 
Kind ist, unabhängig von ethnischer 
Herkunft, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
sozialem und wirtschaftlichem 
Hintergrund, Fähigkeiten, Migration oder 
Aufenthaltsstatus; in der Erwägung, dass 
jedes Kind besonderen Schutz benötigt und 
Anspruch auf alle im Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes verankerten Rechte hat;

Or. fr

Änderungsantrag 16
David Lega
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Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass jeder 
Mensch unter 18 Jahren ein Kind ist; in der 
Erwägung, dass ein Kind in erster Linie ein 
Kind ist, unabhängig von ethnischer 
Herkunft, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
sozialem und wirtschaftlichem 
Hintergrund, Fähigkeiten, Migration oder 
Aufenthaltsstatus; in der Erwägung, dass 
jedes Kind besonderen Schutz benötigt und 
Anspruch auf alle im Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes verankerten Rechte hat;

A. in der Erwägung, dass jeder 
Mensch unter 18 Jahren ein Kind ist, außer 
wenn durch das nationale Recht 
vorgesehen ist, dass die Volljährigkeit 
bereits früher erreicht wird; in der 
Erwägung, dass ein Kind in erster Linie ein 
Kind ist, unabhängig von ethnischer 
Herkunft, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
Religion, sozialem und wirtschaftlichem 
Hintergrund, Fähigkeiten, Migration oder 
Aufenthaltsstatus; in der Erwägung, dass 
jedes Kind besonderen Schutz benötigt und 
Anspruch auf alle im Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes verankerten Rechte hat;

Or. en

Änderungsantrag 17
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass jeder 
Mensch unter 18 Jahren ein Kind ist; in der 
Erwägung, dass ein Kind in erster Linie ein 
Kind ist, unabhängig von ethnischer 
Herkunft, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
sozialem und wirtschaftlichem 
Hintergrund, Fähigkeiten, Migration oder 
Aufenthaltsstatus; in der Erwägung, dass 
jedes Kind besonderen Schutz benötigt und 
Anspruch auf alle im Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte des 
Kindes verankerten Rechte hat;

A. in der Erwägung, dass jeder 
Mensch unter 18 Jahren ein Kind ist; in der 
Erwägung, dass ein Kind in erster Linie ein 
Kind ist, unabhängig von ethnischer 
Herkunft, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
sozialem und wirtschaftlichem 
Hintergrund, Defiziten oder Fähigkeiten; in 
der Erwägung, dass jedes Kind besonderen 
Schutz benötigt und Anspruch auf alle im 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte des Kindes verankerten 
Rechte hat;

Or. en
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Änderungsantrag 18
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug jede Form der Haft oder 
Strafgefangenschaft oder die 
Unterbringung eines Kindes, angeordnet 
durch ein Justizorgan, eine 
Verwaltungsbehörde oder andere 
öffentliche Stelle, in in einer staatlichen 
oder privaten Einrichtung, bezeichnet, 
welche das Kind nicht nach Belieben 
verlassen darf;

B. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug jede Form der Haft oder 
Strafgefangenschaft oder die 
Unterbringung eines Kindes, angeordnet 
durch ein Justizorgan, eine 
Verwaltungsbehörde oder andere 
öffentliche Stelle, in in einer staatlichen 
oder privaten Einrichtung oder einer 
kriminellen oder terroristischen 
Vereinigung, bezeichnet, welche das Kind 
nicht nach Belieben verlassen darf;

Or. en

Änderungsantrag 19
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug jede Form der Haft oder 
Strafgefangenschaft oder die 
Unterbringung eines Kindes, angeordnet 
durch ein Justizorgan, eine 
Verwaltungsbehörde oder andere 
öffentliche Stelle, in in einer staatlichen 
oder privaten Einrichtung, bezeichnet, 
welche das Kind nicht nach Belieben 
verlassen darf;

B. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug jede Form der Haft, das 
Festhalten einer Person gegen ihren 
Willen, Strafgefangenschaft oder die 
Unterbringung eines Kindes, angeordnet 
durch ein Justizorgan, eine 
Verwaltungsbehörde oder andere 
öffentliche Stelle, in in einer staatlichen 
oder privaten Einrichtung, bezeichnet, 
welche das Kind nicht nach Belieben 
verlassen darf;

Or. pl
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Änderungsantrag 20
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung B a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ba. in der Erwägung, dass in Bezug 
auf das Mindestalter für Strafmündigkeit 
Unterschiede zwischen den einzelnen 
Staaten bestehen; in der Erwägung, dass 
in der Globalen Studie der Vereinten 
Nationen zu Kindern, denen die Freiheit 
entzogen wird, das Alter von mindestens 
14 Jahren als Mindestalter für 
Strafmündigkeit empfohlen wird; in der 
Erwägung, dass in der allgemeinem 
Empfehlung Nr. 10 des Ausschusses des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes empfohlen wird, dass das 
Mindestalter für Strafmündigkeit von 
Kindern nicht weniger als 12 Jahre 
beträgt;

Or. en

Änderungsantrag 21
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung B b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bb. in der Erwägung, dass willkürliche 
Freiheitsberaubung verboten ist, und dass 
die Festnahme und Inhaftnahme von 
Menschen nicht offensichtlich 
unverhältnismäßig, ungerecht oder 
unvorhersehbar sein und dass die 
spezifische Art und Weise, in der die 
Festnahme durchgeführt wird, nicht 
diskriminierend sein darf;

Or. en
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Änderungsantrag 22
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung B c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Bc. in der Erwägung, dass staatliche 
Behörden für den Fall, dass sie 
beschließen, Kinder zu inhaftieren, die 
positive Verpflichtung haben, 
sicherzustellen, dass diese Kinder die im 
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes (KRK) verankerten Rechte 
wahrnehmen können; in der Erwägung, 
dass Artikel 10 Absatz 1 des 
Internationalen Pakts über bürgerliche 
und politische Rechte vorsieht, dass alle 
ihrer Freiheit beraubten Menschen mit 
Menschlichkeit und unter Achtung der 
dem Menschen innewohnenden Würde 
behandelt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 23
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Erwägung D

Entschließungsantrag Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass gemäß 
Artikel 37 Buchstabe b des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte des Kindes von 1989 der 
Freiheitsentzug von Kindern nur als letztes 
Mittel, für den kürzestmöglichen Zeitraum 
in Betracht kommen, auf Ausnahmefälle 
beschränkt und überprüft werden sollte; in 
der Erwägung, dass gemäß der 
Allgemeinen Bemerkung Nr. 24 des 
Ausschusses für die Rechte des Kindes 

D. in der Erwägung, dass gemäß 
Artikel 37 Buchstabe b des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte des Kindes von 1989 der 
Freiheitsentzug von Kindern nur als letztes 
Mittel, für den kürzestmöglichen Zeitraum 
in Betracht kommen, auf Ausnahmefälle 
beschränkt und überprüft werden sollte; in 
der Erwägung, dass gemäß der 
Allgemeinen Bemerkung Nr. 24 des 
Ausschusses für die Rechte des Kindes 
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Ausnahmen nur dann zulässig sind, wenn 
Gesundheit und Sicherheit wirklich auf 
dem Spiel stehen, dass aber die 
Erfahrungen während der COVID-19-
Pandemie gezeigt haben, dass diese 
Ausnahmen zu häufig genutzt werden;

Ausnahmen nur dann zulässig sind, wenn 
Gesundheit und Sicherheit wirklich auf 
dem Spiel stehen, dass aber die 
Erfahrungen während der COVID-19-
Pandemie gezeigt haben, dass diese 
Ausnahmen möglicherweise zu häufig 
genutzt wurden;

Or. en

Änderungsantrag 24
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Erwägung D a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Da. in der Erwägung, dass die Praxis, 
Kinder ihrer Freiheit zu berauben, laut 
den Vereinten Nationen bedeutet, sie 
einer Form von struktureller Gewalt 
auszusetzen; in der Erwägung, dass sich 
die Mitgliedstaaten in der Agenda 2030 
verpflichtet haben, allen Formen von 
Gewalt gegen Kinder ein Ende zu setzen;

Or. en

Änderungsantrag 25
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung E

Entschließungsantrag Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug von Kindern als Strafe für 
u. a. ihre sexuelle Ausrichtung oder 
Geschlechtsidentität niemals den hohen 
Standard einer Maßnahme als letztes Mittel 
gemäß Artikel 37 Buchstabe b des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes erfüllen kann und niemals dem 

E. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug von Kindern als Strafe für 
u. a. ihre sexuelle Ausrichtung oder 
Geschlechtsidentität – oder als Folge der 
„Ehrenkultur“ – niemals den hohen 
Standard einer Maßnahme als letztes Mittel 
gemäß Artikel 37 Buchstabe b des 
Übereinkommens über die Rechte des 
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Wohl des Kindes dient; Kindes erfüllen kann und niemals dem 
Wohl des Kindes dient;

Or. en

Änderungsantrag 26
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Erwägung E

Entschließungsantrag Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug von Kindern als Strafe für 
u. a. ihre sexuelle Ausrichtung oder 
Geschlechtsidentität niemals den hohen 
Standard einer Maßnahme als letztes Mittel 
gemäß Artikel 37 Buchstabe b des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes erfüllen kann und niemals dem 
Wohl des Kindes dient;

E. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug von Kindern als Strafe 
niemals im Interesse des Kindeswohls ist; 
in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug jedoch in Fällen, in 
denen er unvermeidbar ist, unter allen 
Umständen den hohen Standard einer 
Maßnahme als letztes Mittel gemäß 
Artikel 37 Buchstabe b des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes erfüllen muss;

Or. en

Änderungsantrag 27
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Erwägung H

Entschließungsantrag Geänderter Text

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 
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entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass unbegleiteten und von 
ihren Familien getrennten Kindern nicht 
die Freiheit entzogen werden sollte und 
dass die Inhaftnahme nicht allein mit der 
Tatsache gerechtfertigt werden kann, dass 
das Kind unbegleitet oder von seiner 
Familie getrennt ist, oder aufgrund seines 
Migrations- oder Aufenthaltsstatus oder 
dessen Fehlens;

entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass unbegleiteten und von 
ihren Familien getrennten Kindern nicht 
die Freiheit entzogen werden sollte und 
dass die Inhaftnahme nicht allein mit der 
Tatsache gerechtfertigt werden kann, dass 
das Kind unbegleitet oder von seiner 
Familie getrennt ist, oder aufgrund seines 
Migrations- oder Aufenthaltsstatus oder 
dessen Fehlens; in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug zu Migrationszwecken 
laut der Globalen Studie der Vereinten 
Nationen zu Kindern, denen die Freiheit 
entzogen wird, – unabhängig von den 
Strafvollzugsbedingungen – immer der 
körperlichen und seelischen Gesundheit 
der Kinder schadet und sie dem Risiko 
aussetzt, missbraucht und sexuell 
ausgebeutet zu werden;

Or. en

Änderungsantrag 28
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung H

Entschließungsantrag Geänderter Text

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 
entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass unbegleiteten und von 
ihren Familien getrennten Kindern nicht 

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 
entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass unbegleiteten und von 
ihren Familien getrennten Kindern nicht 
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die Freiheit entzogen werden sollte und 
dass die Inhaftnahme nicht allein mit der 
Tatsache gerechtfertigt werden kann, dass 
das Kind unbegleitet oder von seiner 
Familie getrennt ist, oder aufgrund seines 
Migrations- oder Aufenthaltsstatus oder 
dessen Fehlens;

die Freiheit entzogen werden sollte und 
dass die Inhaftnahme nicht allein mit der 
Tatsache gerechtfertigt werden kann, dass 
das Kind unbegleitet oder von seiner 
Familie getrennt ist, und dass 
Minderjährige grundsätzlich nicht 
aufgrund ihres Migrations- oder 
Aufenthaltsstatus festgehalten werden 
sollten, aber dass Minderjährige in 
außergewöhnlichen und eingeschränkten 
Umständen – und als letztes Mittel – 
festgehalten werden können;

Or. en

Änderungsantrag 29
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung H

Entschließungsantrag Geänderter Text

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 
entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass unbegleiteten und von 
ihren Familien getrennten Kindern nicht 
die Freiheit entzogen werden sollte und 
dass die Inhaftnahme nicht allein mit der 
Tatsache gerechtfertigt werden kann, dass 
das Kind unbegleitet oder von seiner 
Familie getrennt ist, oder aufgrund seines 
Migrations- oder Aufenthaltsstatus oder 
dessen Fehlens;

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 
entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass unbegleiteten und von 
ihren Familien getrennten Minderjährigen 
in Ausnahmefällen die Freiheit entzogen 
werden kann und dass die Inhaftnahme 
aufgrund der Tatsache, dass das Kind 
unbegleitet oder von seiner Familie 
getrennt ist, oder aufgrund seines 
Migrations- oder Aufenthaltsstatus oder 
wenn es eine Straftat begangen haben, 
erfolgen kann;
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Or. en

Änderungsantrag 30
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Erwägung H

Entschließungsantrag Geänderter Text

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 
entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass unbegleiteten und von 
ihren Familien getrennten Kindern nicht 
die Freiheit entzogen werden sollte und 
dass die Inhaftnahme nicht allein mit der 
Tatsache gerechtfertigt werden kann, dass 
das Kind unbegleitet oder von seiner 
Familie getrennt ist, oder aufgrund seines 
Migrations- oder Aufenthaltsstatus oder 
dessen Fehlens;

H. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
migrationsbedingten Gründen entzogen 
wurde“ auf alle Situationen bezieht, in 
denen einem Kind aus Gründen, die mit 
seinem Migrationsstatus oder dem seiner 
Eltern zusammenhängen, die Freiheit 
entzogen wird, unabhängig von der 
Bezeichnung und dem Grund für die 
Maßnahme, einem Kind seine Freiheit zu 
entziehen, oder dem Namen der 
Einrichtung oder des Ortes, an dem dem 
Kind die Freiheit entzogen wird; in der 
Erwägung, dass die Kriminalität im 
Zusammenhang mit minderjährigen, 
unbegleiteten Ausländern in Europa 
zunimmt und dass die betreffenden 
Straftaten immer schwerwiegender und 
gewalttätiger werden, wie dies zum 
Beispiel im Informationsbericht Nr. 854 
des französischen Senats vom 
29. September 2021 deutlich wird;

Or. fr

Änderungsantrag 31
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung J

Entschließungsantrag Geänderter Text

J. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit im 

J. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit im 
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Zusammenhang mit bewaffneten 
Konflikten entzogen wurde“ auf Kinder 
bezieht, die von Streitkräften und 
bewaffneten Gruppen rekrutiert und als 
Kämpfer, Wachen, Spione, Boten, Köche 
und in anderen Funktionen, auch zum 
Zweck der sexuellen Ausbeutung, 
eingesetzt werden;

Zusammenhang mit bewaffneten 
Konflikten entzogen wurde“ auf Kinder 
bezieht, die von Streitkräften und 
bewaffneten Gruppen rekrutiert und/oder 
zur Arbeit gezwungen wurden und als 
Kämpfer, Wachen, Spione, Boten, Köche 
und in anderen Funktionen, auch zum 
Zweck der sexuellen Ausbeutung, 
eingesetzt werden; in der Erwägung, dass 
die Hamas und andere terroristische 
Vereinigungen in den palästinensischen 
Gebieten Kinder als Mitglieder ihrer 
Organisationen rekrutieren;

Or. en

Änderungsantrag 32
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Erwägung J

Entschließungsantrag Geänderter Text

J. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit im 
Zusammenhang mit bewaffneten 
Konflikten entzogen wurde“ auf Kinder 
bezieht, die von Streitkräften und 
bewaffneten Gruppen rekrutiert und als 
Kämpfer, Wachen, Spione, Boten, Köche 
und in anderen Funktionen, auch zum 
Zweck der sexuellen Ausbeutung, 
eingesetzt werden;

J. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit im 
Zusammenhang mit bewaffneten 
Konflikten entzogen wurde“ auf Kinder 
bezieht, die von Streitkräften und 
bewaffneten Gruppen rekrutiert und als 
Kämpfer, Wachen, Spione, Boten, Köche 
und in anderen Funktionen, auch zum 
Zweck der sexuellen Ausbeutung, 
eingesetzt werden, wobei Letzteres vor 
allem Mädchen betrifft, die auch von 
Zwangsehen bedroht sind;

Or. it

Änderungsantrag 33
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung J a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

Ja. in der Erwägung, dass die Führer 
von terroristischen Organisationen –
 einschließlich des IS, der Hamas und der 
Hisbollah – durch die Schaffung von 
„Jugendeinheiten“ oder speziellen 
Brigaden seit jeher Kinder mit dem Ziel 
einbezogen haben, den ideologischen 
Boden dafür zu schaffen, konsistente und 
einheitliche politische Sichtweisen 
sicherzustellen; in der Erwägung, dass 
Kindern von terroristischen 
Vereinigungen und in weltweiten 
Konflikten routinemäßig ihre Freiheit 
entzogen wird; in der Erwägung, dass der 
IS und andere terroristische 
Vereinigungen Kinder im Blickfeld haben 
und sie an den Frontlinien einsetzen; in 
der Erwägung, dass Kindersoldaten in 
Afrika oft aus ihren traditionellen 
Dörfern verbracht oder gezwungen 
werden, Familienmitglieder umzubringen, 
damit sie so auf grausame Weise der 
Option beraubt werden, zurück nach 
Hause zu fliehen;

Or. en

Änderungsantrag 34
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung J a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ja. in der Erwägung, dass das Alter 
von 18 Jahren durch internationale 
Menschenrechtsnormen als Mindestalter 
für die Rekrutierung und den Einsatz von 
Kindern bei Feindseligkeiten erklärt 
wurde; in der Erwägung, dass die 
Rekrutierung von Kindern unter 
15 Jahren – egal, ob diese durch Staaten 
oder bewaffnete Gruppen erfolgt – gemäß 
dem Römischen Statut des 
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Internationalen Strafgerichtshofs als 
Kriegsverbrechen angesehen wird;

Or. en

Änderungsantrag 35
Maria Arena

Entschließungsantrag
Erwägung J a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ja. in der Erwägung, dass eine Reihe 
von Staaten auf der ganzen Welt 
weiterhin Gefangene für die Straftaten 
hinrichten, die sie begannen haben sollen, 
bevor sie 18 Jahre alt wurden;

Or. en

Änderungsantrag 36
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung J b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Jb. in der Erwägung, dass Staaten 
und bewaffnete Gruppen durch Artikel 38 
des Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes und das Zusatzprotokoll der 
Genfer Konventionen verpflichtet werden, 
von der Rekrutierung von Kindern unter 
dem Alter von 15 Jahren für ihre 
Streitkräfte abzusehen und 
sicherzustellen, dass sie nicht an 
Feindseligkeiten teilnehmen; in der 
Erwägung, dass die Rekrutierung von 
Kindern unter 15 Jahren vom 
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) 
als Kriegsverbrechen angesehen wird;

Or. en
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Änderungsantrag 37
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung J b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Jb. in der Erwägung, dass ein von 
einem Kind durchgeführter Terrorakt 
dieselben Schäden verursacht als ein von 
einem Erwachsenen durchgeführter 
Terrorakt;

Or. en

Änderungsantrag 38
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung J c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Jc. in der Erwägung, dass das 
Fakultativprotokoll zu dem 
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes betreffend die Beteiligung von 
Kindern an bewaffneten Konflikten 
vorsieht, dass bewaffnete Gruppen, die 
sich von den Streitkräften eines Staates 
unterscheiden, unter keinen Umständen 
Personen unter dem Alter von 18 Jahren 
rekrutieren oder in Feindseligkeiten 
einsetzen sollten;

Or. en

Änderungsantrag 39
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Erwägung K
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Entschließungsantrag Geänderter Text

K. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
Gründen der nationalen Sicherheit 
entzogen wurde“ auf Kinder bezieht, die 
von Terroristen oder bewaffneten Gruppen 
in Ländern, die keine Konfliktgebiete sind, 
rekrutiert wurden, oder Kinder, die 
aufgrund von Gesetzen über die nationale 
Sicherheit wegen der Ausübung ihres 
Versammlungs- und Vereinigungsrechts, 
etwa bei Protesten, angeklagt wurden;

K. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
Gründen der nationalen Sicherheit 
entzogen wurde“ auf Kinder bezieht, die 
von Terroristen oder bewaffneten Gruppen 
in Ländern, die keine Konfliktgebiete sind, 
rekrutiert wurden, oder Kinder, die 
aufgrund von Gesetzen über die nationale 
Sicherheit wegen der Ausübung ihres 
Versammlungs- und Vereinigungsrechts, 
etwa bei Protesten, angeklagt wurden; in 
der Erwägung, dass eine große Anzahl 
von Staaten laut der Globalen Studie der 
Vereinten Nationen zu Kindern, denen die 
Freiheit entzogen wird, neue Gesetze zur 
Bekämpfung des Terrorismus 
angenommen oder bereits bestehende 
nationale Gesetze überarbeitet haben, und 
dabei oft den Geltungsbereich dieser 
Gesetze auf eine Weise ausgedehnt haben, 
die sich negativ auf Kinder auswirkt; in 
der Erwägung, dass Kinder durch diese 
Maßnahmen verstärkt von dem Risiko 
betroffen sind, wegen angeblicher 
Angriffe auf die nationale Sicherheit 
ihrer Freiheit beraubt zu werden;

Or. en

Änderungsantrag 40
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung K

Entschließungsantrag Geänderter Text

K. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
Gründen der nationalen Sicherheit 
entzogen wurde“ auf Kinder bezieht, die 
von Terroristen oder bewaffneten Gruppen 
in Ländern, die keine Konfliktgebiete 
sind, rekrutiert wurden, oder Kinder, die 

K. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
Gründen der nationalen Sicherheit 
entzogen wurde“ auf Kinder bezieht, die 
von Terroristen oder bewaffneten Gruppen 
rekrutiert wurden, oder Kinder, die 
aufgrund von Gesetzen über die nationale 
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aufgrund von Gesetzen über die nationale 
Sicherheit wegen der Ausübung ihres 
Versammlungs- und Vereinigungsrechts, 
etwa bei Protesten, angeklagt wurden;

Sicherheit wegen der Ausübung ihres 
Versammlungs- und Vereinigungsrechts, 
etwa bei Protesten, angeklagt wurden; in 
der Erwägung, dass Irans 
Nachrichtendienste und Sicherheitskräfte 
Kinder festgenommen und an 
Kinderdemonstranten in 
Untersuchungshaft schreckliche 
Folterhandlungen begangen haben –
 einschließlich Vergewaltigung und 
anderer sexueller Gewalt –, um sie zu 
bestrafen und zu erniedrigen und ihre 
Beteiligung an landesweiten Protesten zu 
unterbinden;

Or. en

Änderungsantrag 41
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Erwägung K

Entschließungsantrag Geänderter Text

K. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
Gründen der nationalen Sicherheit 
entzogen wurde“ auf Kinder bezieht, die 
von Terroristen oder bewaffneten 
Gruppen in Ländern, die keine 
Konfliktgebiete sind, rekrutiert wurden, 
oder Kinder, die aufgrund von Gesetzen 
über die nationale Sicherheit wegen der 
Ausübung ihres Versammlungs- und 
Vereinigungsrechts, etwa bei Protesten, 
angeklagt wurden;

K. in der Erwägung, dass sich der 
Begriff „Kinder, denen die Freiheit aus 
Gründen der nationalen Sicherheit 
entzogen wurde“ auf Kinder bezieht, die 
aufgrund von Gesetzen über die nationale 
Sicherheit wegen der Ausübung ihres 
Versammlungs- und Vereinigungsrechts, 
etwa bei Protesten, angeklagt wurden;

Or. fr

Änderungsantrag 42
Maria Arena

Entschließungsantrag
Erwägung L a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

La. in der Erwägung, dass Kinder in 
Konfliktsituationen oft von Müttern 
geboren werden, die an vorderster Front 
kämpfen und sich in Kampf- und 
Gefangenenlagern befinden;

Or. en

Änderungsantrag 43
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung N

Entschließungsantrag Geänderter Text

N. in der Erwägung, dass Kinder, die 
zum Zeitpunkt der Begehung einer Straftat 
das Mindestalter für die Strafmündigkeit 
noch nicht erreicht haben, nicht in einem 
Strafverfahren zur Verantwortung gezogen 
werden können; in der Erwägung, dass 
Kinder, die zum Zeitpunkt der Begehung 
einer Straftat das Mindestalter für die 
Strafmündigkeit erreicht haben, aber noch 
keine 18 Jahre alt sind, unter 
uneingeschränkter Achtung des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes im Rahmen eines 
Jugendgerichtsverfahrens förmlich 
angeklagt werden können;

N. in der Erwägung, dass Kinder, die 
zum Zeitpunkt der Begehung einer Straftat 
das Mindestalter für die Strafmündigkeit 
noch nicht erreicht haben, nicht in einem 
Strafverfahren zur Verantwortung gezogen 
werden können; in der Erwägung, dass 
Kinder, die zum Zeitpunkt der Begehung 
einer Straftat das Mindestalter für die 
Strafmündigkeit erreicht haben, aber noch 
keine 18 Jahre alt sind, unter 
uneingeschränkter Achtung des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes im Rahmen eines 
Jugendgerichtsverfahrens – einschließlich 
ihres Freiheitsentzugs – förmlich 
angeklagt werden können;

Or. en

Änderungsantrag 44
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Erwägung P
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Entschließungsantrag Geänderter Text

P. in der Erwägung, dass der Zugang 
von Kindern zur Justiz alle Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren umfasst, die Kinder 
betreffen, einschließlich Mechanismen im 
Bereich des Gewohnheits- und 
Religionsrechts, alternativer 
Streitbeilegungsverfahren und 
gerichtsähnlicher Mechanismen, und auf 
nationaler und internationaler Ebene für 
das Verfassungs-, Straf- und Zivilrecht, das 
öffentliche Recht, das Privatrecht sowie 
das Verwaltungs- und Militärrecht gilt;

P. in der Erwägung, dass der Zugang 
von Kindern zur Justiz alle Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren umfasst, die Kinder 
betreffen, einschließlich gesetzlich 
anerkannter Mechanismen im Bereich des 
Gewohnheits- und Religionsrechts, 
alternativer Streitbeilegungsverfahren und 
gerichtsähnlicher Mechanismen, und auf 
nationaler und internationaler Ebene für 
das Verfassungs-, Straf- und Zivilrecht, das 
öffentliche Recht, das Privatrecht sowie 
das Verwaltungs- und Militärrecht gilt;

Or. fr

Änderungsantrag 45
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung Q

Entschließungsantrag Geänderter Text

Q. in der Erwägung, dass dem 
Kindeswohl bei allen ein Kind 
betreffenden Entscheidungen Vorrang 
eingeräumt werden muss, auch bei der 
Frage, ob einem Kind die persönliche 
Freiheit entzogen wird; in der Erwägung, 
dass der Grundsatz des Kindeswohls von 
den zuständigen Behörden geprüft werden 
muss und es erforderlich macht, dass der 
Wiedereingliederung von Kindern, die eine 
Straftat begangen haben, Vorrang 
eingeräumt wird; in der Erwägung, dass 
Kinder demnach unterstützt statt bestraft 
werden sollten, damit sie einen 
konstruktiven Beitrag zur Gesellschaft 
leisten können;

Q. in der Erwägung, dass dem 
Kindeswohl bei allen ein Kind 
betreffenden Entscheidungen Vorrang 
eingeräumt werden muss, auch bei der 
Frage, ob einem Kind die persönliche 
Freiheit entzogen wird, und gleichzeitig 
die Verantwortung und die Schäden, die 
von jedem Menschen übernommen bzw. 
verursacht werden, niemals außer Acht 
gelassen werden dürfen; in der Erwägung, 
dass der Grundsatz des Kindeswohls von 
den zuständigen Behörden geprüft werden 
muss und es erforderlich macht, dass der 
Wiedereingliederung von Kindern, die eine 
Straftat begangen haben, Vorrang 
eingeräumt wird; in der Erwägung, dass 
Kinder demnach unterstützt werden sollten, 
damit sie einen konstruktiven Beitrag zur 
Gesellschaft leisten können;

Or. en



PE752.855v01-00 26/106 AM\1285252DE.docx

DE

Änderungsantrag 46
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Erwägung Q

Entschließungsantrag Geänderter Text

Q. in der Erwägung, dass dem 
Kindeswohl bei allen ein Kind 
betreffenden Entscheidungen Vorrang 
eingeräumt werden muss, auch bei der 
Frage, ob einem Kind die persönliche 
Freiheit entzogen wird; in der Erwägung, 
dass der Grundsatz des Kindeswohls von 
den zuständigen Behörden geprüft werden 
muss und es erforderlich macht, dass der 
Wiedereingliederung von Kindern, die eine 
Straftat begangen haben, Vorrang 
eingeräumt wird; in der Erwägung, dass 
Kinder demnach unterstützt statt bestraft 
werden sollten, damit sie einen 
konstruktiven Beitrag zur Gesellschaft 
leisten können;

Q. in der Erwägung, dass dem 
Kindeswohl bei allen ein Kind 
betreffenden Entscheidungen Vorrang 
eingeräumt werden muss, auch bei der 
Frage, ob einem Kind die persönliche 
Freiheit entzogen wird; in der Erwägung, 
dass der Grundsatz des Kindeswohls von 
den zuständigen Behörden geprüft werden 
muss und dazu gehört, dass die 
Wiedereingliederung von Kindern, die eine 
Straftat begangen haben, angestrebt wird; 
in der Erwägung, dass dieser 
Wiedereingliederung eine starke 
strafrechtliche Maßnahme 
vorangegangen sein muss, die an die 
Schwere des Verstoßes angepasst ist;

Or. fr

Änderungsantrag 47
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung Q a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Qa. in der Erwägung, dass das Recht 
auf Bildung ein grundlegendes 
Menschenrecht ist; in der Erwägung, dass 
laut Schätzung weltweit 244 Millionen 
Kinder und Jugendliche immer noch aus 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Gründen keine Schule besuchen; in der 
Erwägung, dass zu den UNESCO-
Standards zur Friedenserziehung gehört, 
dass friedliches Zusammenleben und 
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Toleranz unterstützt und Gewalt und 
Terrorismus abgelehnt werden;

Or. en

Änderungsantrag 48
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Erwägung S

Entschließungsantrag Geänderter Text

S. in der Erwägung, dass unter 
Diversion zu verstehen ist, dass mit dem 
Gesetz in Konflikt stehende Kinder unter 
bestimmten Voraussetzungen kein 
förmliches Gerichtsverfahren durchlaufen, 
sondern das Problem auf anderem Wege 
gelöst wird, wodurch in vielen – 
möglicherweise den meisten – Fällen eine 
Klärung durch außergerichtliche Stellen 
erreicht werden kann, sodass die negativen 
Auswirkungen förmlicher 
Gerichtsverfahren, wie Stigmatisierung 
aufgrund der Verurteilung und ein 
Eintrag im Strafregister, vermieden 
werden, vorausgesetzt die 
Menschenrechte und die rechtlichen 
Garantien werden uneingeschränkt 
geachtet;

S. in der Erwägung, dass unter 
Diversion zu verstehen ist, dass mit dem 
Gesetz in Konflikt stehende Kinder unter 
bestimmten Voraussetzungen kein 
förmliches Gerichtsverfahren durchlaufen, 
sondern das Problem auf anderem Wege 
gelöst wird, wodurch in vielen – 
möglicherweise den meisten – Fällen eine 
Klärung durch außergerichtliche Stellen 
erreicht werden kann; in der Erwägung, 
dass die Diversion nicht im Gegensatz zu 
den Rechten der Opfer oder dem Recht 
der Gesellschaft auf Sicherheit stehen 
darf;

Or. fr

Änderungsantrag 49
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung S

Entschließungsantrag Geänderter Text

S. in der Erwägung, dass unter 
Diversion zu verstehen ist, dass mit dem 
Gesetz in Konflikt stehende Kinder unter 

S. in der Erwägung, dass unter 
Diversion zu verstehen ist, dass mit dem 
Gesetz in Konflikt stehende Kinder unter 
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bestimmten Voraussetzungen kein 
förmliches Gerichtsverfahren durchlaufen, 
sondern das Problem auf anderem Wege 
gelöst wird, wodurch in vielen – 
möglicherweise den meisten – Fällen eine 
Klärung durch außergerichtliche Stellen 
erreicht werden kann, sodass die negativen 
Auswirkungen förmlicher 
Gerichtsverfahren, wie Stigmatisierung 
aufgrund der Verurteilung und ein Eintrag 
im Strafregister, vermieden werden, 
vorausgesetzt die Menschenrechte und die 
rechtlichen Garantien werden 
uneingeschränkt geachtet;

bestimmten Voraussetzungen kein 
förmliches Gerichtsverfahren durchlaufen, 
sondern das Problem auf anderem Wege 
gelöst wird, wodurch in vielen Fällen eine 
Klärung durch außergerichtliche Stellen 
erreicht werden kann, sodass die negativen 
Auswirkungen förmlicher 
Gerichtsverfahren, wie Stigmatisierung 
aufgrund der Verurteilung und ein Eintrag 
im Strafregister, vermieden werden, 
vorausgesetzt die Menschenrechte und die 
rechtlichen Garantien werden 
uneingeschränkt geachtet;

Or. en

Änderungsantrag 50
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Erwägung U a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ua. in der Erwägung, dass die 
Vereinten Nationen den 12. Juni zum 
„Welttag gegen Kinderarbeit“ erklärt 
haben und dass dieser im Jahr 2002 ins 
Leben gerufene Aktionstag zum Ziel hat, 
die weltweite Aufmerksamkeit auf die 
schwierige Lage der Kinder in 
Kinderarbeit und auf die Bekämpfung 
dieser sozialen Plage zu lenken;

Or. it

Änderungsantrag 51
Maria Arena

Entschließungsantrag
Erwägung U a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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Ua. in der Erwägung, dass laut 
UNICEF Anfang des Jahres 2020 etwa 
160 Millionen Kinder Kinderarbeit 
verrichten mussten;

Or. en

Änderungsantrag 52
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Erwägung W a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Wa. in der Erwägung, dass keine 
Festnahme von Kindern aus 
Migrationsgründen stattfinden sollte, und 
dass Inhaftnahme das letzte Mittel sein 
sollte; in der Erwägung, dass Kinder nicht 
in geschlossenen Migrationszentren 
festgehalten werden sollten, ohne dass sie 
diese verlassen können, da Migration 
keine Straftat ist und daher keine 
Berechtigung dafür vorliegt, Maßnahmen 
einzuführen, die denen gleichen, die bei 
Menschen eingesetzt werden, die eine 
Straftat begangen haben;

Or. pl

Änderungsantrag 53
María Soraya Rodríguez Ramos

Entschließungsantrag
Erwägung X

Entschließungsantrag Geänderter Text

X. in der Erwägung, dass 35 000 
Kinder derzeit im Zusammenhang mit 
bewaffneten Konflikten inhaftiert sind; in 
der Erwägung, dass im Jahr 2022 allein 
2496 Kinder ihrer Freiheit beraubt wurden, 
weil sie tatsächlich oder mutmaßlich mit 

X. in der Erwägung, dass 35 000 
Kinder derzeit im Zusammenhang mit 
bewaffneten Konflikten inhaftiert sind; in 
der Erwägung, dass im Jahr 2022 allein 
2496 Kinder ihrer Freiheit beraubt wurden, 
weil sie tatsächlich oder mutmaßlich mit 
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Konfliktparteien in Verbindung standen; in 
der Erwägung, dass derzeit mindestens 
1500 Kinder aus Gründen der nationalen 
Sicherheit in Ländern, in deren 
Hoheitsgebiet keine Konflikte bestehen, 
inhaftiert sind, unter anderem wegen 
Tätigkeiten wie friedlichen Protesten, der 
Äußerung politischer Ansichten im Internet 
oder der Beteiligung an verbotenen 
politischen Gruppen und 
Bandenaktivitäten;

Konfliktparteien in Verbindung standen; in 
der Erwägung, dass derzeit mindestens 
1500 Kinder aus Gründen der nationalen 
Sicherheit in Ländern, in deren 
Hoheitsgebiet keine Konflikte bestehen, 
inhaftiert sind, unter anderem wegen 
Tätigkeiten wie friedlichen Protesten, der 
Äußerung politischer Ansichten im Internet 
oder der Beteiligung an verbotenen 
politischen Gruppen und 
Bandenaktivitäten; in der Erwägung, dass 
es einigen der Länder in 
Konfliktsituationen, die laut der Globalen 
Studie der Vereinten Nationen zu 
Kindern, denen die Freiheit entzogen 
wurde, über die höchsten Raten des 
Festhaltens von Kindern verfügen 
(Syrien, Nigeria, Irak, Israel, die 
Demokratische Republik Kongo und 
Somalia), gelungen ist, die Anzahl von 
Kindern in Haft signifikant zu verringern, 
während sich die Anzahl von Kindern in 
Haft in anderen Fällen nur noch erhöht 
hat;

Or. en

Änderungsantrag 54
Petras Auštrevičius

Entschließungsantrag
Erwägung X

Entschließungsantrag Geänderter Text

X. in der Erwägung, dass 35 000 
Kinder derzeit im Zusammenhang mit 
bewaffneten Konflikten inhaftiert sind; in 
der Erwägung, dass im Jahr 2022 allein 
2496 Kinder ihrer Freiheit beraubt wurden, 
weil sie tatsächlich oder mutmaßlich mit 
Konfliktparteien in Verbindung standen; in 
der Erwägung, dass derzeit mindestens 
1500 Kinder aus Gründen der nationalen 
Sicherheit in Ländern, in deren 
Hoheitsgebiet keine Konflikte bestehen, 
inhaftiert sind, unter anderem wegen 

X. in der Erwägung, dass 35 000 
Kinder derzeit im Zusammenhang mit 
bewaffneten Konflikten inhaftiert sind und 
mindestens zehntausende zwangsweise 
verschleppt, von ihren Familien getrennt 
oder adoptiert wurden; in der Erwägung, 
dass im Jahr 2022 allein 2496 Kinder ihrer 
Freiheit beraubt wurden, weil sie 
tatsächlich oder mutmaßlich mit 
Konfliktparteien in Verbindung standen; in 
der Erwägung, dass derzeit mindestens 
1500 Kinder aus Gründen der nationalen 
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Tätigkeiten wie friedlichen Protesten, der 
Äußerung politischer Ansichten im Internet 
oder der Beteiligung an verbotenen 
politischen Gruppen und 
Bandenaktivitäten;

Sicherheit in Ländern, in deren 
Hoheitsgebiet keine Konflikte bestehen, 
inhaftiert sind, unter anderem wegen 
Tätigkeiten wie friedlichen Protesten, der 
Äußerung politischer Ansichten im Internet 
oder der Beteiligung an verbotenen 
politischen Gruppen und 
Bandenaktivitäten;

Or. en

Änderungsantrag 55
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung X

Entschließungsantrag Geänderter Text

X. in der Erwägung, dass 35 000 
Kinder derzeit im Zusammenhang mit 
bewaffneten Konflikten inhaftiert sind; in 
der Erwägung, dass im Jahr 2022 allein 
2496 Kinder ihrer Freiheit beraubt wurden, 
weil sie tatsächlich oder mutmaßlich mit 
Konfliktparteien in Verbindung standen; in 
der Erwägung, dass derzeit mindestens 
1500 Kinder aus Gründen der nationalen 
Sicherheit in Ländern, in deren 
Hoheitsgebiet keine Konflikte bestehen, 
inhaftiert sind, unter anderem wegen 
Tätigkeiten wie friedlichen Protesten, der 
Äußerung politischer Ansichten im Internet 
oder der Beteiligung an verbotenen 
politischen Gruppen und 
Bandenaktivitäten;

X. in der Erwägung, dass 35 000 
Kinder derzeit im Zusammenhang mit 
bewaffneten Konflikten inhaftiert sind; in 
der Erwägung, dass im Jahr 2022 allein 
2 496 Kinder ihrer Freiheit beraubt 
wurden, weil sie tatsächlich oder 
mutmaßlich mit Konfliktparteien, 
einschließlich terroristischer 
Vereinigungen, in Verbindung standen; in 
der Erwägung, dass derzeit mindestens 
1 500 Kinder aus Gründen der nationalen 
Sicherheit in Ländern, in deren 
Hoheitsgebiet keine Konflikte bestehen, 
inhaftiert sind, unter anderem wegen 
Tätigkeiten wie friedlichen Protesten, der 
Äußerung politischer Ansichten im Internet 
oder der Beteiligung an verbotenen 
politischen Gruppen und 
Bandenaktivitäten;

Or. en

Änderungsantrag 56
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
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Erwägung X a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Xa. in der Erwägung, dass zahlreiche 
Kinder unter unmenschlichen 
Bedingungen und eindeutiger Verletzung 
ihrer Menschenrechte in Einrichtungen 
für Erwachsene untergebracht werden; in 
der Erwägung, dass die Haftbedingungen 
oft durch Überbelegung, fehlende 
Trennung zwischen Kindern und 
Erwachsenen und/oder Mädchen und 
Jungen, systematischen Eingriffen in die 
Privatsphäre, Mangel an psychosozialer 
Unterstützung von Kindern und 
Jugendlichen – einschließlich 
mangelnden Kontakts mit der Familie 
und der Außenwelt – sowie von 
unzureichendem Zugang zu Bildung, 
Gesundheitsversorgung und Freizeit- und 
kulturellen Aktivitäten gekennzeichnet 
sind; in der Erwägung, dass Kinder, die 
ihrer Freiheit beraubt werden, die Opfer 
weiterer Menschenrechtsverletzungen wie 
Gewalt, Vergewaltigung und sexueller 
Gewalt sind sowie Folterung und 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe 
ausgesetzt sind;

Or. en

Änderungsantrag 57
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung X a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Xa. in der Erwägung, dass Belarus 
unter der Herrschaft von Alexander 
Lukaschenko Migration für den 
Kriegsgebrauch eingesetzt hat, 
humanitäre Situationen für seine Zwecke 
ausnutzt und illegale Grenzübertritte in 



AM\1285252DE.docx 33/106 PE752.855v01-00

DE

die EU unterstützt, insbesondere an der 
Grenze zwischen Belarus und Polen; in 
der Erwägung, dass zu den illegalen 
Migranten an der Grenze zwischen 
Belarus und Polen Kinder gehören und 
sie vom belarussischen Präsidenten 
Lukaschenko in einem hybriden Krieg 
eingesetzt werden;

Or. en

Änderungsantrag 58
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Erwägung X a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Xa. in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug für Kinder, die ihre 
Meinungen oder politischen Ansichten 
ausgedrückt oder an Demonstrationen 
oder Versammlungen teilgenommen 
haben, eine Verletzung des Rechts aller 
Kinder darstellt, ihre Meinung 
auszudrücken, wie dies in den Artikeln 12 
und 13 des Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes verankert ist;

Or. pl

Änderungsantrag 59
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Erwägung X b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Xb. in der Erwägung, dass Kinder, die 
aus politischen Gründen inhaftiert 
wurden, oft wie Erwachsene verurteilt 
und in denselben Gefängnissen wie 
Erwachsene festgehalten werden und 



PE752.855v01-00 34/106 AM\1285252DE.docx

DE

denselben Regeln und Verfahren 
unterworfen sind;

Or. pl

Änderungsantrag 60
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung Y

Entschließungsantrag Geänderter Text

Y. in der Erwägung, dass die 
Allgemeine Bemerkung Nr. 24 des 
Ausschusses für die Rechte des Kindes 
besagt, dass sich nicht das Justizsystem 
mit Kindern mit Behinderungen befassen 
sollte, sondern diese Kinder gesondert 
behandelt werden müssen; in der 
Erwägung, dass Kinder mit Behinderungen 
in Einrichtungen übermäßig stark vertreten 
sind und mit größerer Wahrscheinlichkeit 
Opfer von Ausbeutung, Gewalt, 
Missbrauch, Folter und anderen Formen 
der Misshandlung werden; in der 
Erwägung, dass 50-75 % der Kinder, die 
mit der Justiz in Kontakt geraten, bereits an 
psychischen Störungen leiden oder 
Missbrauch oder Vernachlässigung 
erfahren haben; in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug in der Regel psychische 
und kognitive Gesundheitsprobleme 
verursacht oder verschärft;

Y. in der Erwägung, dass die 
Allgemeine Bemerkung Nr. 24 des 
Ausschusses für die Rechte des Kindes 
besagt, dass einige Kinder mit 
Behinderungen nicht im Rahmen des 
Jugendjustizsystems behandelt werden 
sollten, selbst wenn sie das Mindestalter 
für die Strafmündigkeit erreicht haben; in 
der Erwägung, dass Artikel 14 des 
Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (VN-BRK) 
vorsieht, dass das Vorliegen einer 
Behinderung auf keinen Fall dazu 
berechtigt, einer Person ihre Freiheit zu 
entziehen; in der Erwägung, dass die 
Allgemeine Bemerkung Nr. 24 des KRK 
besagt, dass Unterkünfte für Kinder mit 
Behinderungen geschaffen werden 
müssen, wozu ein physischer Zugang zum 
Gericht und anderen Gebäuden, 
Unterstützung für Kinder mit 
psychosozialen Behinderungen sowie 
Hilfe bei der Kommunikation und dem 
Lesen von Dokumenten gehört; in der 
Erwägung, dass Kinder mit Behinderungen 
in Einrichtungen übermäßig stark vertreten 
sind und einer behindertenspezifischen 
Form des Freiheitsentzugs ausgesetzt sind 
und dass sie mit größerer 
Wahrscheinlichkeit Opfer von Ausbeutung, 
Gewalt, Missbrauch, Folter und anderen 
Formen der Misshandlung werden; in der 
Erwägung, dass 50-75 % der Kinder, die 
mit der Justiz in Kontakt geraten, bereits an 
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psychischen Störungen leiden oder 
Missbrauch oder Vernachlässigung 
erfahren haben; in der Erwägung, dass der 
Freiheitsentzug in der Regel psychische 
und kognitive Gesundheitsprobleme 
verursacht oder verschärft;

Or. en

Änderungsantrag 61
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Erwägung Y a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ya. in der Erwägung, dass Kinder mit 
geistiger Behinderung über dieselben 
Rechte wie alle anderen Kinder verfügen; 
in der Erwägung, dass sie nicht in 
geschlossenen Einrichtungen leben 
sollten und in der Erwägung, dass sie –
 durch Unterstützung von Dritten wie 
persönlichen Pflegepersonen – in die 
Lage gebracht werden sollten, ein 
unabhängiges Leben zu führen;

Or. pl

Änderungsantrag 62
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Erwägung Z

Entschließungsantrag Geänderter Text

Z. in der Erwägung, dass der globalen 
Studie der Vereinten Nationen zufolge 
Kinder aus benachteiligten wirtschaftlichen 
Verhältnissen, Kinder mit Behinderungen 
oder mit Migrationshintergrund und 
Kinder, die der LGBTIQ+-Gemeinschaft 
angehören, unter den Inhaftierten weltweit 

Z. in der Erwägung, dass der globalen 
Studie der Vereinten Nationen zufolge 
Kinder aus benachteiligten wirtschaftlichen 
Verhältnissen sowie Kinder mit 
Behinderungen oder mit 
Migrationshintergrund unter den 
Inhaftierten weltweit übermäßig stark 
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übermäßig stark vertreten sind; vertreten sind;

Or. it

Änderungsantrag 63
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung Z a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Za. in der Erwägung, dass Kinder 
auch aufgrund ihrer Religion, ethnischen 
Herkunft, Stammeszugehörigkeit oder 
ihres Herkunftsorts festgenommen und 
inhaftiert werden; in der Erwägung, dass 
bekannt ist, dass Freiheitsentzug in Form 
von Zwangsheirat, Entführung und 
Zwangsrekrutierung für Milizen und 
kriminelle Banden durch ethnische und 
religiöse Spannungen sowie durch 
Vorurteile gegenüber religiösen und 
Glaubensminderheiten in den 
Gesellschaften einiger Länder verursacht 
wird; in der Erwägung, dass der IS 
insbesondere Kinder aus religiösen oder 
ethnischen Minderheiten im Ziel hat und 
Tausende von Frauen, Mädchen und 
Jungen aus dem Norden des Irak entführt 
und sie in Syrien festgehalten und 
systematischer sexueller Gewalt und 
Vergewaltigung sowie Zwangsheirat 
ausgesetzt und Zwangsabtreibungen 
durchgeführt hat;

Or. en

Änderungsantrag 64
Karol Karski

Entschließungsantrag
Erwägung AA
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Entschließungsantrag Geänderter Text

AA. in der Erwägung, dass 
12 Mio. Mädchen vor der Vollendung des 
18. Lebensjahres verheiratet werden und 
Zwangsheirat eine weitere Form des 
Freiheitsentzugs ist; in der Erwägung, dass 
auch LGBTIQ+-Kinder, die unter 
familiärem Hausarrest stehen und zu 
Konversionstherapien gezwungen werden, 
ihrer Freiheit beraubt werden;

AA. in der Erwägung, dass 
12 Mio. Mädchen vor der Vollendung des 
18. Lebensjahres verheiratet werden und 
Zwangsheirat sowie die Beschränkung der 
Rechte von Mädchen zum Schutz der als 
solche wahrgenommenen „Ehre“ von 
Mädchen und Familien Formen des 
Freiheitsentzugs sind und zu 
Ermordungen und Ehrenmorden geführt 
haben; in der Erwägung, dass auch 
LGBTIQ+-Kinder, die unter familiärem 
Hausarrest stehen und zu 
Konversionstherapien gezwungen werden, 
ihrer Freiheit beraubt werden;

Or. en

Änderungsantrag 65
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone

Entschließungsantrag
Erwägung AA

Entschließungsantrag Geänderter Text

AA. in der Erwägung, dass 
12 Mio. Mädchen vor der Vollendung des 
18. Lebensjahres verheiratet werden und 
Zwangsheirat eine weitere Form des 
Freiheitsentzugs ist; in der Erwägung, 
dass auch LGBTIQ+-Kinder, die unter 
familiärem Hausarrest stehen und zu 
Konversionstherapien gezwungen werden, 
ihrer Freiheit beraubt werden;

AA. in der Erwägung, dass 
12 Mio. Mädchen vor der Vollendung des 
18. Lebensjahres verheiratet werden und 
Zwangsheirat eine weitere Form des 
Freiheitsentzugs ist;

Or. it

Änderungsantrag 66
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung AA
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Entschließungsantrag Geänderter Text

AA. in der Erwägung, dass 
12 Mio. Mädchen vor der Vollendung des 
18. Lebensjahres verheiratet werden und 
Zwangsheirat eine weitere Form des 
Freiheitsentzugs ist; in der Erwägung, dass 
auch LGBTIQ+-Kinder, die unter 
familiärem Hausarrest stehen und zu 
Konversionstherapien gezwungen werden, 
ihrer Freiheit beraubt werden;

AA. in der Erwägung, dass 
12 Mio. Mädchen vor der Vollendung des 
18. Lebensjahres verheiratet werden und 
Zwangsheirat eine weitere Form des 
Freiheitsentzugs ist – unabhängig vom 
Alter der Mädchen und von dem Alter, in 
dem nach nationalem Recht die 
Volljährigkeit erreicht wird; in der 
Erwägung, dass auch LGBTIQ+-Kinder, 
die unter familiärem Hausarrest stehen und 
zu Konversionstherapien gezwungen 
werden, ihrer Freiheit beraubt werden;

Or. en

Änderungsantrag 67
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Erwägung AA a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

AAa. in der Erwägung, dass es 
wahrscheinlicher ist, dass Mädchen aus 
Gründen von Statusdelikten als wegen 
krimineller Aktivitäten festgenommen 
werden; in der Erwägung, dass Mädchen, 
die auf der Straße leben, besonders 
gefährdet sind, da sie oft zu Zwecken 
sexueller Ausbeutung festgehalten 
werden; in der Erwägung, dass bei 
Mädchen in Staaten, in denen 
Schwangerschaftsabbrüche kriminalisiert 
werden, das Risiko besteht, dass sie 
inhaftiert werden, selbst wenn die 
Schwangerschaft das Ergebnis einer 
Vergewaltigung war; in der Erwägung, 
dass Mädchen, denen die Freiheit 
entzogen wurde, – neben anderen Formen 
von geschlechtsbezogener Gewalt – in 
besonderem Maße sexueller Belästigung 
ausgesetzt sind;

Or. en
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Änderungsantrag 68
David Lega

Entschließungsantrag
Erwägung AA a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

AAa. in der Erwägung, dass Mädchen 
in einigen Kulturen besonders dem Risiko 
von „ehrenbasiertem“ Missbrauch oder 
„ehrenbasierter“ Unterdrückung 
ausgesetzt sind, was sie ihrer Freiheit 
beraubt;

Or. en

Änderungsantrag 69
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Erwägung AA b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

AAb. in der Erwägung, dass es 
wahrscheinlicher ist, dass LGBTI-Kinder 
wegen Statusdelikten festgenommen und 
inhaftiert werden, insbesondere als 
Ergebnis ihrer sexuellen Aktivitäten und 
des Ausdrucks ihrer sexuellen 
Ausrichtung und Geschlechtsidentität; in 
der Erwägung, dass sie oft in 
Hafteinrichtungen festgehalten werden, 
die in Bezug auf ihr soziales Geschlecht 
unangemessen sind, und dass sie 
besonders von Gewalt bedroht sind;

Or. en

Änderungsantrag 70
David Lega
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Entschließungsantrag
Erwägung AB

Entschließungsantrag Geänderter Text

AB. in der Erwägung, dass Angaben 
von UNICEF zufolge zwischen März 2020 
und Oktober 2021 weltweit mehr als 
45 000 Kinder in mindestens 84 Ländern 
aus der Haft entlassen wurden, um 
Ansteckungen mit COVID-19 zu 
vermeiden, was zeigt, dass eine 
Beendigung der Haft möglich ist und dass 
Länder, die nicht auf eine Inhaftierung 
zurückgreifen, Notlagen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit besser bewältigen 
können;

AB. in der Erwägung, dass Angaben 
von UNICEF zufolge zwischen März 2020 
und Oktober 2021 weltweit mehr als 
45 000 Kinder in mindestens 84 Ländern 
aus der Haft entlassen wurden, um 
Ansteckungen mit COVID-19 zu 
vermeiden, was zeigt, dass eine 
Beendigung der Haft möglich ist und dass 
Länder, die nicht auf eine Inhaftierung 
zurückgreifen, Notlagen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit in einiger 
Hinsicht bzw. einigen Aspekten besser 
bewältigen können;

Or. en

Änderungsantrag 71
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Erwägung AC a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

ACa. in der Erwägung, dass Mädchen –
 insbesondere in Entwicklungsländern – 
eher als Jungen der Zugang zu Bildung 
verweigert wird, und dass sie dadurch 
wesentlich in ihrer Freiheit eingeschränkt 
und um Möglichkeiten beraubt werden, 
gleichberechtigt in das Erwachsenenleben 
einzutreten;

Or. pl

Änderungsantrag 72
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Erwägung AC a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

ACa. in der Erwägung, dass es 
zunehmend Belege dafür gibt, dass 
russische Behörden weiterhin vorsätzlich 
ukrainische Kinder ins Visier nehmen 
und unterdrücken;

Or. en

Änderungsantrag 73
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Erwägung AC b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

ACb. in der Erwägung, dass laut 
Angaben der ukrainischen Plattform 
„Kinder des Krieges“ infolge des 
Einmarschs Russlands mindestens 
488 Kinder aus der Ukraine ums Leben 
gekommen sind, und dass mindestens 
1 016 Kinder verletzt und etwa 19 500 
nach Russland verschleppt wurden und 
3 924 als vermisst gemeldet sind;

Or. en

Änderungsantrag 74
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. weist darauf hin, dass die Kindheit 
ein Lebensabschnitt ist, in dem sich die 
Persönlichkeit der Kinder, ihre 
emotionalen Beziehungen zu anderen 
Personen, ihre sozialen und 
bildungsbezogenen Fähigkeiten und ihre 

1. weist darauf hin, dass die Kindheit 
ein Lebensabschnitt ist, in dem sich die 
Persönlichkeit der Kinder, ihre 
emotionalen Beziehungen zu anderen 
Personen, ihre sozialen und 
bildungsbezogenen Fähigkeiten und ihre 
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Sozialkompetenz entwickeln, und betont 
daher, dass Kindern durch den 
Freiheitsentzug auch ihre Kindheit und ihre 
Zukunft genommen werden;

Sozialkompetenz entwickeln, und betont 
daher, dass Kindern durch den 
Freiheitsentzug auch ihre Kindheit und ihre 
Zukunft genommen werden; hebt das 
Recht von Kindern auf Bildung hervor 
und dass dies das beste Mittel ist, sie von 
Armut zu befreien und eine bessere 
Zukunft für sich selbst, ihre Familien und 
ihre Gemeinschaften sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 75
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. weist darauf hin, dass Kinder durch 
den Freiheitsentzug struktureller Gewalt 
ausgesetzt werden; erkennt an, dass es für 
den Begriff „Einrichtung“ zwar keine 
weltweit anerkannte Definition gibt, 
Einrichtungen für Kinder aber von Grund 
auf schädlich sind, da sie ihre 
Entwicklung und psychosoziale Bindung 
beeinträchtigen;

2. weist darauf hin, dass Kinder durch 
den Freiheitsentzug struktureller Gewalt 
ausgesetzt werden; 

Or. it

Änderungsantrag 76
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. weist darauf hin, dass Kinder durch 
den Freiheitsentzug struktureller Gewalt 
ausgesetzt werden; erkennt an, dass es für 
den Begriff „Einrichtung“ zwar keine 
weltweit anerkannte Definition gibt, 

2. weist darauf hin, dass der 
Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen der Vereinten 
Nationen Institutionalisierung als 
willkürliche Freiheitsberaubung definiert 
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Einrichtungen für Kinder aber von Grund 
auf schädlich sind, da sie ihre Entwicklung 
und psychosoziale Bindung 
beeinträchtigen;

hat; erkennt an, dass es für den Begriff 
„Einrichtung“ zwar keine weltweit 
anerkannte Definition gibt, Einrichtungen 
für Kinder aber von Grund auf 
unvermeidlich schädlich sind, da sie –
 durch die Merkmale solcher 
Einrichtungen wie Depersonalisierung, 
strikte Routinen, fehlende individuelle 
Unterstützung oder persönliche 
Behandlung, sowie die mangelnde 
Kontrolle der Kinder in Einrichtungen 
über ihr Leben und über sie betreffende 
Entscheidungen – ihre Entwicklung und 
psychosoziale Bindung beeinträchtigen;

Or. en

Änderungsantrag 77
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. weist darauf hin, dass Kinder 
durch den Freiheitsentzug struktureller 
Gewalt ausgesetzt werden; erkennt an, 
dass es für den Begriff „Einrichtung“ zwar 
keine weltweit anerkannte Definition gibt, 
Einrichtungen für Kinder aber von Grund 
auf schädlich sind, da sie ihre 
Entwicklung und psychosoziale Bindung 
beeinträchtigen;

2. erkennt an, dass es für den Begriff 
„Einrichtung“ zwar keine weltweit 
anerkannte Definition gibt, Einrichtungen 
für Kinder aber deren Entwicklung und 
psychosoziale Bindung beeinträchtigen;

Or. en

Änderungsantrag 78
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text
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2. weist darauf hin, dass Kinder durch 
den Freiheitsentzug struktureller Gewalt 
ausgesetzt werden; erkennt an, dass es für 
den Begriff „Einrichtung“ zwar keine 
weltweit anerkannte Definition gibt, 
Einrichtungen für Kinder aber von Grund 
auf schädlich sind, da sie ihre Entwicklung 
und psychosoziale Bindung 
beeinträchtigen;

2. weist darauf hin, dass Kinder durch 
den Freiheitsentzug struktureller Gewalt 
ausgesetzt werden; erkennt an, dass es für 
den Begriff „Einrichtung“ zwar keine 
weltweit anerkannte Definition gibt, 
Einrichtungen für Kinder aber schädlich 
sein können, da sie ihre Entwicklung und 
psychosoziale Bindung beeinträchtigen;

Or. en

Änderungsantrag 79
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass der Freiheitsentzug 
selbst eine Form von Folter oder 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder der 
Bestrafung von Kindern darstellt, die 
gegen das Völkerrecht verstößt, gemäß 
Artikel 37 Buchstabe a des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes ausdrücklich verboten ist und/oder 
zu einer Verletzung des in Artikel 6 des 
Übereinkommens verankerten Rechts des 
Kindes auf Leben, Überleben und 
Entwicklung führen kann;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 80
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass der Freiheitsentzug 3. weist erneut darauf hin, dass der 
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selbst eine Form von Folter oder 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder der 
Bestrafung von Kindern darstellt, die 
gegen das Völkerrecht verstößt, gemäß 
Artikel 37 Buchstabe a des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes ausdrücklich verboten ist und/oder 
zu einer Verletzung des in Artikel 6 des 
Übereinkommens verankerten Rechts des 
Kindes auf Leben, Überleben und 
Entwicklung führen kann;

Freiheitsentzug eines Kindes gemäß 
Artikel 37 des Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes nicht an sich verurteilt 
wird, sondern in diesem Artikel die 
Bedingungen aufgeführt werden, unter 
denen ein Freiheitsentzug durchgeführt 
werden kann, und zwar „mit Achtung vor 
der dem Menschen innewohnenden 
Würde und unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse von Personen seines Alters“;

Or. fr

Änderungsantrag 81
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. betont, dass der Freiheitsentzug 
selbst eine Form von Folter oder 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder der 
Bestrafung von Kindern darstellt, die 
gegen das Völkerrecht verstößt, gemäß 
Artikel 37 Buchstabe a des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes ausdrücklich verboten ist und/oder 
zu einer Verletzung des in Artikel 6 des 
Übereinkommens verankerten Rechts des 
Kindes auf Leben, Überleben und 
Entwicklung führen kann;

3. betont, dass der Freiheitsentzug 
selbst eine Form von Folter oder 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder der 
Bestrafung von Kindern darstellen kann, 
die gegen das Völkerrecht verstößt, gemäß 
Artikel 37 Buchstabe a des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes ausdrücklich verboten ist und/oder 
zu einer Verletzung des in Artikel 6 des 
Übereinkommens verankerten Rechts des 
Kindes auf Leben, Überleben und 
Entwicklung führen kann;

Or. en

Änderungsantrag 82
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)



PE752.855v01-00 46/106 AM\1285252DE.docx

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. verurteilt entschieden, dass durch 
Rechtsvorschriften und -verfahren 
weiterhin die lebenslange Freiheitsstrafe 
und Körperstrafe von Kindern ermöglicht 
wird – trotz ihres absoluten Verbots 
gemäß Artikel 37 Absatz a des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes; fordert mit Nachdruck, 
sicherzustellen, dass alle Formen von 
Folter, grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder 
Bestrafung – einschließlich Körperstrafe, 
des Einsatzes physischer oder 
psychologischer Gewalt oder Einzelhaft – 
durch nationale Rechtsrahmen 
umfassend verboten und bestraft werden;

Or. en

Änderungsantrag 83
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. weist erneut darauf hin, dass 
Kinder unter dem Alter von 18 Jahren 
unter keinen Umständen von Personen 
oder bewaffneten Gruppen rekrutiert 
werden oder an Feindseligkeiten 
teilnehmen sollten; hebt hervor, dass 
Menschen oder Organisationen, die 
Kinder unter dem Alter von 18 Jahren 
beauftragen, Straftaten zu begehen, dafür 
zur Verantwortung gezogen werden 
müssen;

Or. en

Änderungsantrag 84
Miguel Urbán Crespo
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Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. weist erneut darauf hin, dass die 
Verhängung einer Todesstrafe über einen 
Menschen, der zum Zeitpunkt des 
Begehens einer Straftat ein Kind war, 
durch internationale 
Menschenrechtsnormen kategorisch 
verboten werden; fordert mit Nachdruck, 
dass die Todesstrafe für minderjährige 
Angeklagte durch nationale 
Rechtsrahmen umfassend verboten 
werden – unabhängig von der Kategorie 
der Straftat;

Or. en

Änderungsantrag 85
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. stellt fest, dass die COVID-19-
Maßnahmen nach Angaben von UNICEF 
gezeigt haben, dass Länder rasch handeln 
können, wenn klare und zwingende 
Gründe, wie in diesem Fall eine Notlage 
im Bereich der öffentlichen Gesundheit, 
vorliegen, um gefährdete 
Bevölkerungsgruppen, etwa Personen, die 
sich auf engem Raum befinden, zu 
schützen, und dass Diversion und andere 
Maßnahmen, die Alternativen zu einer 
Inhaftierung umfassen, gezielt auf Kinder 
angewandt werden könnten;

4. stellt fest, dass die COVID-19-
Maßnahmen nach Angaben von UNICEF 
gezeigt haben, dass Länder rasch handeln 
können, wenn klare und zwingende 
Gründe, wie in diesem Fall eine Notlage 
im Bereich der öffentlichen Gesundheit, 
vorliegen, um gefährdete 
Bevölkerungsgruppen, etwa Personen, die 
sich auf engem Raum befinden, zu 
schützen, und dass Diversion und andere 
Maßnahmen, die Alternativen zu einer 
Inhaftierung umfassen, gezielt auf Kinder 
angewandt werden könnten; fordert –
 sofern dies relevant und angemessen ist – 
einen verbesserten Zugang für Eltern, 
damit sie ihre Kinder besuchen und mit 
ihnen interagieren können;
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Or. en

Änderungsantrag 86
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 4 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4a. fordert die Institutionen auf, einen 
ungehinderten Zugang zu Bildung und zu 
Aktivitäten des Wohlergehens für Kinder 
sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 87
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, der 
Inhaftierung von Kindern in all ihren 
Ausprägungen bis 2030 ein Ende zu 
setzen, indem Diversion, Alternativen 
ohne Freiheitsentzug und Maßnahmen 
der opferorientierten Justiz angewandt 
und ausdrücklich rechtlich anerkannt 
werden, da unwiderlegbar nachgewiesen 
ist, dass Freiheitsentzug dem 
Wohlergehen von Kindern schadet und zu 
häufig eingesetzt wird;

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, der 
Inhaftierung von Kindern ein Ende zu 
setzen, wenn die Inhaftierung 
unrechtmäßig ist; weist erneut darauf hin, 
dass die Staaten die Freiheit haben, ihre 
eigene Rechtspolitik zu definieren, durch 
die ihre nationalen Interessen sowie ihr 
besonderer nationaler Kontext 
berücksichtigt werden;

Or. fr

Änderungsantrag 88
Karol Karski
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Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, der 
Inhaftierung von Kindern in all ihren 
Ausprägungen bis 2030 ein Ende zu 
setzen, indem Diversion, Alternativen 
ohne Freiheitsentzug und Maßnahmen der 
opferorientierten Justiz angewandt und 
ausdrücklich rechtlich anerkannt werden, 
da unwiderlegbar nachgewiesen ist, dass 
Freiheitsentzug dem Wohlergehen von 
Kindern schadet und zu häufig eingesetzt 
wird;

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, der 
Inhaftierung von Kindern, die das Alter der 
Strafmündigkeit noch nicht erreicht 
haben, ein Ende zu setzen, und 
Alternativen ohne Freiheitsentzug und 
Maßnahmen der opferorientierten Justiz zu 
prüfen; 

Or. en

Änderungsantrag 89
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, der 
Inhaftierung von Kindern in all ihren 
Ausprägungen bis 2030 ein Ende zu 
setzen, indem Diversion, Alternativen ohne 
Freiheitsentzug und Maßnahmen der 
opferorientierten Justiz angewandt und 
ausdrücklich rechtlich anerkannt werden, 
da unwiderlegbar nachgewiesen ist, dass 
Freiheitsentzug dem Wohlergehen von 
Kindern schadet und zu häufig eingesetzt 
wird;

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, 
willkürlicher Inhaftierung und 
Inhaftierung von unschuldigen Kindern 
bis 2030 ein Ende zu setzen, auch indem 
Diversion, Alternativen ohne 
Freiheitsentzug und Maßnahmen der 
opferorientierten Justiz angewandt und 
ausdrücklich rechtlich anerkannt werden, 
da unwiderlegbar nachgewiesen ist, dass 
Freiheitsentzug dem Wohlergehen von 
Kindern schadet und zu häufig eingesetzt 
wird; hebt hervor, dass willkürliche 
Inhaftierungen von Kindern verboten und 
inakzeptabel sind, aber dass Kinder, die 
jünger als 18 Jahre sind, in 
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Übereinstimmung mit dem 
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes (KRK) förmlich angeklagt und 
Gerichtsverfahren für Kinder 
unterworfen werden können, wenn sie 
gemäß nationalem Recht zum Zeitpunkt 
des Begehens der Straftat das 
Mindestalter für Strafmündigkeit erreicht 
oder überschritten haben;

Or. en

Änderungsantrag 90
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, der 
Inhaftierung von Kindern in all ihren 
Ausprägungen bis 2030 ein Ende zu 
setzen, indem Diversion, Alternativen ohne 
Freiheitsentzug und Maßnahmen der 
opferorientierten Justiz angewandt und 
ausdrücklich rechtlich anerkannt werden, 
da unwiderlegbar nachgewiesen ist, dass 
Freiheitsentzug dem Wohlergehen von 
Kindern schadet und zu häufig eingesetzt 
wird;

5. ist der Ansicht, dass sich die 
internationale Gemeinschaft wesentlich 
stärker darum bemühen sollte, der 
Inhaftierung von Kindern bis 2030 ein 
Ende zu setzen, indem Diversion, 
Alternativen ohne Freiheitsentzug und 
Maßnahmen der opferorientierten Justiz 
angewandt und ausdrücklich rechtlich 
anerkannt werden, da unwiderlegbar 
nachgewiesen ist, dass Freiheitsentzug dem 
Wohlergehen von Kindern schadet;

Or. en

Änderungsantrag 91
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 5 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

5a. hebt hervor, dass das Kindeswohl 



AM\1285252DE.docx 51/106 PE752.855v01-00

DE

nicht im Gegensatz zu den Interessen der 
Gesellschaft, in Frieden und ohne 
Straftaten leben zu können, stehen darf, 
und dass daher – wenn ein Kind eine 
Straftat begeht – die Menschen oder die 
Organisationen, die das Kind beauftragt 
oder ausgebildet haben, eine Straftat zu 
begehen, bestraft werden müssen und 
dass die Gesellschaft alles daransetzen 
sollte, zu verhindern, dass das Kind 
erneut Straftaten begeht;

Or. en

Änderungsantrag 92
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert die Kommission und den 
Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) 
auf, drittstaatliche Partner anzuregen, ihr 
Mindestalter für die Strafmündigkeit auf 
mindestens 14 Jahre anzuheben, und 
fordert Drittländer nachdrücklich auf, das 
Mindestalter der Strafmündigkeit unter 
keinen Umständen zu senken;

6. fordert die Kommission und den 
Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) 
auf, in Übereinstimmung mit den 
Empfehlungen der Globalen Studie der 
Vereinten Nationen zu Kindern, denen die 
Freiheit entzogen wird, drittstaatliche 
Partner anzuregen, ihr Mindestalter für die 
Strafmündigkeit auf mindestens 12 Jahre 
anzuheben, und fordert Drittländer 
nachdrücklich auf, das Mindestalter der 
Strafmündigkeit nicht zu senken und vage 
Konzepte wie vermeintlich 
„unmoralisches“ oder „disruptives“ 
Verhalten von Kindern zu 
entkriminalisieren; fordert Drittländer 
nachdrücklich auf, das Mindestalter für 
Strafmündigkeit nicht unter das Alter von 
12 Jahren zu setzen;

Or. en

Änderungsantrag 93
Miguel Urbán Crespo
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Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. fordert die Kommission und den 
Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) 
auf, drittstaatliche Partner anzuregen, ihr 
Mindestalter für die Strafmündigkeit auf 
mindestens 14 Jahre anzuheben, und 
fordert Drittländer nachdrücklich auf, das 
Mindestalter der Strafmündigkeit unter 
keinen Umständen zu senken;

6. bestätigt, dass die Maßnahme des 
Freiheitsentzugs von Kindern auf 
Strafandrohung beruht und nicht in 
erster Linie auf eine Rehabilitation und 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft 
ausgerichtet ist, wie dies vom 
internationalen Recht gefordert wird; 
fordert die Kommission und den 
Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) 
in diesem Sinne auf, drittstaatliche Partner 
anzuregen, ihr Mindestalter für die 
Strafmündigkeit auf mindestens 14 Jahre 
anzuheben, und fordert Drittländer 
nachdrücklich auf, das Mindestalter der 
Strafmündigkeit unter keinen Umständen 
zu senken;

Or. en

Änderungsantrag 94
Maria Arena

Entschließungsantrag
Ziffer 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

6a. fordert die Kommission auf, 
Maßnahmen gegen Zwangsheirat zu 
entwickeln; 

Or. en

Änderungsantrag 95
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 7



AM\1285252DE.docx 53/106 PE752.855v01-00

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. stellt fest, dass es an umfassenden, 
aktuellen und aufgeschlüsselten Daten 
darüber mangelt, wie viele Kinder aktuell 
weltweit ihrer Freiheit beraubt werden, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Migration, Einrichtungen, der nationalen 
Sicherheit und bewaffneten Konflikten; 
betont, dass eine internationale Datenbank 
aufgebaut und gepflegt werden muss;

7. stellt fest, dass es an umfassenden, 
aktuellen und aufgeschlüsselten Daten 
darüber mangelt, wie viele Kinder aktuell 
weltweit ihrer Freiheit beraubt werden, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Migration, Einrichtungen, der nationalen 
Sicherheit und bewaffneten Konflikten; 
betont, dass eine internationale Datenbank 
aufgebaut und gepflegt werden muss; hebt 
hervor, dass diese Zahlen durch die 
Anzahl der Kategorien der begangenen 
Straftaten geteilt werden sollten;

Or. en

Änderungsantrag 96
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Ziffer 7 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

7a. hebt die wesentliche Rolle hervor, 
die Journalisten und nichtstaatliche 
Organisationen bei der Bereitstellung von 
Informationen dazu spielen, wie viele 
Kinder ihrer Freiheit beraubt werden und 
in welcher Notlage sie sich befinden –
 insbesondere in Ländern, in denen 
Konflikte herrschen oder in Ländern, in 
denen die Zusammenarbeit mit der 
Regierung zu diesem Thema schwierig 
oder unmöglich ist;

Or. pl

Änderungsantrag 97
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 7 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

7a. fordert die Entwicklung eines 
effektiven Systems einer unabhängigen 
Kontrolle aller Haftanstalten für Kinder 
und fordert sicherzustellen, dass die 
Ergebnisse der Kontrollbesuche öffentlich 
zugänglich gemacht werden;

Or. en

Änderungsantrag 98
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Organe der EU und die 
Mitgliedstaaten daher auf, die 
Führungsrolle zu übernehmen und eine 
weltweite Kampagne einzuleiten, um die 
Zahl der in Haftanstalten festgehaltenen 
Kinder zu verringern, unter anderem durch 
die Einrichtung eines Folgemechanismus 
der Vereinten Nationen, mit dem die 
vollständige Umsetzung der Empfehlungen 
der globalen Studie der Vereinten Nationen 
sichergestellt wird, damit diese zur 
wirksamen Freilassung inhaftierter Kinder 
beitragen kann; fordert die Kommission 
und den EAD auf, Initiativen der Behörden 
drittstaatlicher Partner und/oder lokaler 
Organisationen aktiv zu unterstützen, auch 
durch Finanzmittel, um die Ursachen für 
den Freiheitsentzug systematisch und 
ganzheitlich anzugehen;

8. legt nahe, eine weltweite 
Kampagne einzuleiten, um die Zahl der in 
Haftanstalten festgehaltenen Kinder zu 
verringern, unter anderem durch die 
Einrichtung eines Folgemechanismus der 
Vereinten Nationen, mit dem die 
vollständige Umsetzung der Empfehlungen 
der globalen Studie der Vereinten Nationen 
sichergestellt wird, damit diese zur 
wirksamen Freilassung inhaftierter Kinder 
beitragen kann; fordert die Kommission 
und den EAD auf, Initiativen der Behörden 
drittstaatlicher Partner und/oder lokaler 
Organisationen aktiv zu unterstützen, um 
die Ursachen für den Freiheitsentzug 
systematisch und ganzheitlich anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 99
David Lega

Entschließungsantrag
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Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Organe der EU und die 
Mitgliedstaaten daher auf, die 
Führungsrolle zu übernehmen und eine 
weltweite Kampagne einzuleiten, um die 
Zahl der in Haftanstalten festgehaltenen 
Kinder zu verringern, unter anderem durch 
die Einrichtung eines Folgemechanismus 
der Vereinten Nationen, mit dem die 
vollständige Umsetzung der Empfehlungen 
der globalen Studie der Vereinten Nationen 
sichergestellt wird, damit diese zur 
wirksamen Freilassung inhaftierter Kinder 
beitragen kann; fordert die Kommission 
und den EAD auf, Initiativen der Behörden 
drittstaatlicher Partner und/oder lokaler 
Organisationen aktiv zu unterstützen, auch 
durch Finanzmittel, um die Ursachen für 
den Freiheitsentzug systematisch und 
ganzheitlich anzugehen;

8. fordert die Organe der EU und die 
Mitgliedstaaten daher auf, die 
Führungsrolle zu übernehmen und eine 
weltweite Kampagne einzuleiten, um die 
Zahl der in Haftanstalten 
unrechtmäßig/willkürlich festgehaltenen 
Kinder zu verringern, unter anderem durch 
die Einrichtung eines Folgemechanismus 
der Vereinten Nationen, mit dem die 
vollständige Umsetzung der Empfehlungen 
der globalen Studie der Vereinten Nationen 
sichergestellt wird, damit diese zur 
wirksamen Freilassung inhaftierter Kinder 
beitragen kann; fordert die Kommission 
und den EAD auf, Initiativen der Behörden 
drittstaatlicher Partner und/oder lokaler 
Organisationen aktiv zu unterstützen, auch 
durch Finanzmittel, um die Ursachen für 
den Freiheitsentzug systematisch und 
ganzheitlich anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 100
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. fordert die Organe der EU und die 
Mitgliedstaaten daher auf, die 
Führungsrolle zu übernehmen und eine 
weltweite Kampagne einzuleiten, um die 
Zahl der in Haftanstalten festgehaltenen 
Kinder zu verringern, unter anderem durch 
die Einrichtung eines Folgemechanismus 
der Vereinten Nationen, mit dem die 
vollständige Umsetzung der Empfehlungen 
der globalen Studie der Vereinten Nationen 
sichergestellt wird, damit diese zur 
wirksamen Freilassung inhaftierter Kinder 

8. fordert die Organe der EU und die 
Mitgliedstaaten daher auf, die 
Führungsrolle zu übernehmen und eine 
weltweite Kampagne einzuleiten, um die 
Zahl der in Haftanstalten festgehaltenen 
Kinder zu verringern, unter anderem durch 
die Einrichtung eines Folgemechanismus 
der Vereinten Nationen, mit dem die 
vollständige Umsetzung der Empfehlungen 
der globalen Studie der Vereinten Nationen 
sichergestellt wird, damit diese zur 
wirksamen Freilassung inhaftierter Kinder 
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beitragen kann; fordert die Kommission 
und den EAD auf, Initiativen der Behörden 
drittstaatlicher Partner und/oder lokaler 
Organisationen aktiv zu unterstützen, auch 
durch Finanzmittel, um die Ursachen für 
den Freiheitsentzug systematisch und 
ganzheitlich anzugehen;

beitragen kann; fordert die Kommission 
und den EAD auf, Initiativen der Behörden 
drittstaatlicher Partner und/oder lokaler 
Organisationen aktiv zu unterstützen, auch 
durch Finanzmittel, um die Ursachen für 
den Freiheitsentzug systematisch und 
ganzheitlich anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 101
María Soraya Rodríguez Ramos

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. begrüßt die von der Kommission 
vorgelegte EU-Kinderrechtsstrategie aus 
dem Jahr 2022 als Mittel zur Stärkung der 
Position der EU als wichtiger globaler 
Akteur, zur Verbesserung der Kapazitäten 
zum Schutz von Kindern in den EU-
Delegationen durch die Benennung von 
Anlaufstellen für Jugendfragen und zur 
Sicherstellung des Schutzes und der 
Verwirklichung der Rechte des Kindes 
durch die Außenpolitik der EU in allen 
Kontexten; fordert die Kommission auf, 
bis 2024 eine Übersicht über die 
entsprechenden Benennungen 
vorzulegen;

9. begrüßt die von der Kommission 
vorgelegte EU-Kinderrechtsstrategie aus 
dem Jahr 2022 als Mittel zur Stärkung der 
Position der EU als wichtiger globaler 
Akteur, zur Verbesserung der Kapazitäten 
zum Schutz von Kindern in den EU-
Delegationen durch die Benennung von 
Anlaufstellen für Jugendfragen und zur 
Sicherstellung des Schutzes und der 
Verwirklichung der Rechte des Kindes 
durch die Außenpolitik der EU in allen 
Kontexten; fordert die Kommission auf, 
weitere Details und aktualisierte 
Informationen zu ihrer Rolle und ihren 
Aktivitäten mit dem Ziel vorzulegen, die 
öffentliche Kommunikation zu 
verbessern, ihre operationelle Rolle sowie 
ihr Mandat zu verstärken – auch, falls 
möglich, durch Instrumente der 
parlamentarischen Diplomatie (z. B. 
offizielle Aufgaben des EP);

Or. en

Änderungsantrag 102
Karol Karski
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Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. fordert die Kommission und den 
EAD auf, eine umfassende Strategie zur 
Deinstitutionalisierung zu entwickeln, 
indem die Behörden von Drittstaaten und 
lokale Organisationen bei der 
Ausarbeitung nationaler Aktionspläne mit 
konkreten Maßnahmen unterstützt werden, 
die darauf ausgerichtet sind, die Zahl der 
Kinder, denen ihre Freiheit entzogen wird, 
zu verringern und Lösungen ohne 
Freiheitsentzug und familienähnliche 
Einrichtungen gegenüber der Haft 
vorzuziehen;

11. legt den Behörden von Drittstaaten 
und lokalen Organisationen nahe, 
nationale Aktionspläne mit konkreten 
Maßnahmen zu entwickeln, die darauf 
ausgerichtet sind, die Zahl der Kinder, 
denen ihre Freiheit entzogen wird, zu 
verringern und Lösungen ohne 
Freiheitsentzug und familienähnliche 
Einrichtungen gegenüber der Haft 
vorzuziehen;

Or. en

Änderungsantrag 103
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. fordert die Kommission und den 
EAD auf, eine umfassende Strategie zur 
Deinstitutionalisierung zu entwickeln, 
indem die Behörden von Drittstaaten und 
lokale Organisationen bei der Ausarbeitung 
nationaler Aktionspläne mit konkreten 
Maßnahmen unterstützt werden, die darauf 
ausgerichtet sind, die Zahl der Kinder, 
denen ihre Freiheit entzogen wird, zu 
verringern und Lösungen ohne 
Freiheitsentzug und familienähnliche 
Einrichtungen gegenüber der Haft 
vorzuziehen;

11. fordert die Kommission und den 
EAD auf, eine umfassende Strategie zur 
Deinstitutionalisierung zu entwickeln, 
indem die Behörden von Drittstaaten und 
lokale Organisationen bei der Ausarbeitung 
nationaler Aktionspläne mit konkreten 
Maßnahmen und klaren Zeitplänen 
unterstützt werden, die darauf ausgerichtet 
sind, die Zahl der Kinder, denen ihre 
Freiheit entzogen wird, zu verringern und 
Lösungen ohne Freiheitsentzug und 
familienähnliche Einrichtungen gegenüber 
der Haft vorzuziehen;

Or. en
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Änderungsantrag 104
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11a. weist erneut darauf hin, dass die 
EU die Verpflichtung eingegangen ist, in 
ihrem auswärtigen Handeln und im 
Rahmen des Instruments für 
Nachbarschaftspolitik, Entwicklung und 
internationale Zusammenarbeit (NDICI), 
des Instruments für Heranführungshilfe 
(IPA III), des EU-Aktionsplans für 
Menschenrechte und Demokratie 2020-
2024 und der globalen Dimension der 
EU-Kinderrechtsstrategie 2021-2024 den 
Übergang von einer institutionellen 
Betreuung zur einer Betreuung in der 
lokalen Gemeinschaft zu unterstützen; 
fordert die EU-Institutionen mit 
Nachdruck auf, jegliche Finanzierung an 
Institutionen – einschließlich für 
Modernisierungen, Neubau oder 
Renovierungen – auszuschließen, wenn 
die Institution nicht an einem 
Deinstitutionalisierungsprozess teilnimmt;

Or. en

Änderungsantrag 105
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 11 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

11b. hebt hervor, dass in einigen der 
EU-Bewerberländern immer noch 
Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen eingesetzt werden; 
wiederholt seine Forderung nach 
weiteren Fortschritten an die EU-
Bewerberländer, um sicherzustellen, dass 
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die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen aufrechterhalten und 
angemessene Lebensbedingungen für 
Menschen mit Behinderungen 
sichergestellt werden;

Or. en

Änderungsantrag 106
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. fordert die Annahme einer EU-
Liste vorrangiger Länder, in denen der 
EAD, die Kommission und die 
Mitgliedstaaten ihre Maßnahmen zur 
Unterstützung von Kindern, die ihrer 
Freiheit beraubt wurden, verstärken und 
mit den lokalen Behörden bei der 
Einführung oder Verbesserung von 
Schutzmechanismen und spezifischen 
Rechtsvorschriften zur Sicherstellung des 
Schutzes der Kinder zusammenarbeiten 
würden; beharrt darauf, dass diese Liste 
vorrangiger Länder vom EAD in enger 
Absprache mit den Interessengruppen 
und dem Parlament erstellt und jährlich 
aktualisiert wird; fordert ferner den 
Vizepräsidenten der Kommission/Hohen 
Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik (VP/HV) auf, jährlich 
einen öffentlichen Bericht über die in den 
vorrangigen Ländern durchgeführten 
Maßnahmen vorzulegen;

12. fordert die Annahme einer EU-
Liste vorrangiger Länder, in denen der 
EAD, die Kommission und die 
Mitgliedstaaten ihre Maßnahmen zur 
Unterstützung von Kindern, die in 
Russlands illegalem und brutalem Krieg 
gegen die Ukraine und in Ländern mit 
einem hohen Vorkommen von 
terroristischen Vereinigungen wie 
Afghanistan, der Zentralafrikanischen 
Republik, Tschad, Kongo, Äthiopien, 
Eritrea, Iran, Libanon, Libyen, Mali, 
Mosambik, Niger, Nigeria, Syrien und 
den palästinensischen Gebieten ihrer 
Freiheit beraubt wurden, verstärken;

Or. en

Änderungsantrag 107
David Lega

Entschließungsantrag
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Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. fordert die Annahme einer EU-
Liste vorrangiger Länder, in denen der 
EAD, die Kommission und die 
Mitgliedstaaten ihre Maßnahmen zur 
Unterstützung von Kindern, die ihrer 
Freiheit beraubt wurden, verstärken und 
mit den lokalen Behörden bei der 
Einführung oder Verbesserung von 
Schutzmechanismen und spezifischen 
Rechtsvorschriften zur Sicherstellung des 
Schutzes der Kinder zusammenarbeiten 
würden; beharrt darauf, dass diese Liste 
vorrangiger Länder vom EAD in enger 
Absprache mit den Interessengruppen und 
dem Parlament erstellt und jährlich 
aktualisiert wird; fordert ferner den 
Vizepräsidenten der Kommission/Hohen 
Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik (VP/HV) auf, jährlich 
einen öffentlichen Bericht über die in den 
vorrangigen Ländern durchgeführten 
Maßnahmen vorzulegen;

12. fordert die Annahme einer EU-
Liste vorrangiger Länder, in denen der 
EAD, die Kommission und die 
Mitgliedstaaten ihre Maßnahmen zur 
Unterstützung von Kindern, die ihrer 
Freiheit beraubt wurden, verstärken und 
mit den lokalen Behörden bei der 
Einführung oder Verbesserung von 
Schutzmechanismen und spezifischen 
Rechtsvorschriften zur Sicherstellung des 
Schutzes der Kinder zusammenarbeiten 
würden; ist der Auffassung, dass der 
Schwerpunkt der Liste auf Ländern und 
Gebieten liegen sollte, in denen 
terroristische Vereinigungen verstärkt 
auftreten, wie im Iran, Libanon, Syrien, 
Libyen und den palästinensischen 
Gebieten; beharrt darauf, dass diese Liste 
vorrangiger Länder vom EAD in enger 
Absprache mit den Interessengruppen und 
dem Parlament erstellt und jährlich 
aktualisiert wird; fordert ferner den 
Vizepräsidenten der Kommission/Hohen 
Vertreter der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik (VP/HV) auf, jährlich 
einen öffentlichen Bericht über die in den 
vorrangigen Ländern durchgeführten 
Maßnahmen vorzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 108
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. ist der Ansicht, dass es von 
wesentlicher Bedeutung ist, die 
Hauptgründe für die Inhaftnahme von 
Kindern in jedem einzelnen Land zu 
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untersuchen; bekräftigt gegenüber den 
Mitgliedstaaten und EU-Delegationen 
noch einmal, dass es wichtig ist, die 
Zivilgesellschaft, die führenden Vertreter 
lokaler Gemeinschaften und 
Glaubensvertreter in die Diskussionen mit 
den Behörden einzubeziehen, um 
missbräuchliche Praktiken gegenüber 
Kindern zu beseitigen, wie der glaubens- 
und religionsbasierte Freiheitsentzug, 
und aktiv dazu beizutragen, solche 
Praktiken auszumerzen, wo immer sie 
auch angewendet werden; stellt fest, dass 
bekannt ist, dass der Freiheitsentzug in 
einigen Ländern auf ethnischen und 
religiösen Spannungen und Vorurteilen 
gegenüber religiösen und 
Glaubensminderheiten in der Gesellschaft 
beruht;

Or. en

Änderungsantrag 109
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. verurteilt entschieden 
Menschenschmuggel und die Ausbeutung 
von Menschen, einschließlich Kindern, 
durch Gruppen und Personen, die für 
Straftaten und Terrorismus 
verantwortlich sind oder mit Straftaten 
und Terrorismus in Zusammenhang 
stehen;

Or. en

Änderungsantrag 110
Karol Karski

Entschließungsantrag
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Ziffer 12 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12b. verurteilt nachdrücklich, dass die 
Regierung von Belarus die Migration als 
Waffe gegen die EU einsetzt und an der 
Grenze zwischen Belarus und Polen eine 
humanitäre Krise auslöst sowie illegale 
Grenzübertritte von Migranten in die EU 
unterstützt;

Or. en

Änderungsantrag 111
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. weist darauf hin, dass laut Studien 
das Festhalten von Kindern tiefgreifende 
und negative Auswirkungen auf die 
Gesundheit und Entwicklung der Kinder 
hat, unabhängig von den Bedingungen, 
unter denen sie festgehalten werden, und 
dass eine Schädigung auch dann eintreten 
kann, wenn das Festhalten von relativ 
kurzer Dauer ist;

13. weist darauf hin, dass laut Studien 
das Festhalten von Kindern tiefgreifende 
und negative Auswirkungen auf die 
Gesundheit der Kinder und ihre 
körperliche, emotionale und psychische 
Entwicklung hat, unabhängig von den 
Bedingungen, unter denen sie festgehalten 
werden, und dass eine Schädigung auch 
dann eintreten kann, wenn das Festhalten 
von relativ kurzer Dauer ist; fordert, 
angemessene Ressourcen bereitzustellen 
und einen kindgerechten, alters- und 
geschlechtersensiblen Ansatz 
anzunehmen, in dem Traumata 
berücksichtigt werden, und verschärfte 
Risiken besonders gefährdeter Gruppen –
 einschließlich Kindern mit 
Behinderungen und Kindern aus 
indigenen, ethnischen und 
Minderheitsgemeinschaften – 
abzumildern;

Or. en
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Änderungsantrag 112
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. hebt hervor, dass das Vorliegen 
einer Behinderung auf keinen Fall dazu 
berechtigt, einer Person ihre Freiheit zu 
entziehen;

Or. en

Änderungsantrag 113
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschulbildung 
genießen können, und Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Sekundarschulbildung verfügbar und 
zugänglich ist; besteht daher darauf, dass 
Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, 
angemessen einbezogen werden; fordert 
die Kommission, den EAD und die 
Mitgliedstaaten außerdem dazu auf, die 
Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
und für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen;

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschulbildung 
genießen können, und Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Sekundarschulbildung verfügbar und 
zugänglich ist; besteht daher darauf, dass 
Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, 
angemessen einbezogen werden; hebt 
hervor, dass alle Bildungs- und 
Schulunterlagen den UNESCO-Standards 
entsprechen müssen, und dass es daher 
unannehmbar ist, Schulbücher oder 
andere Unterlagen zu verwenden, die 
Hassbotschaften enthalten, und betont, 
dass die EU solche Schulunterlagen 
niemals finanzieren sollte; fordert die 
Kommission, den EAD und die 
Mitgliedstaaten außerdem dazu auf, die 
Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
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und für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen; verurteilt die Palästinensische 
Behörde dafür, dass sie Schulbücher 
einsetzt, die antisemitische Inhalte 
enthalten, Terror und die Vernichtung 
Israels glorifizieren und so zur einer 
Gewaltkultur unter den Kindern 
beitragen;

Or. en

Änderungsantrag 114
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschulbildung 
genießen können, und Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Sekundarschulbildung verfügbar und 
zugänglich ist; besteht daher darauf, dass 
Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, 
angemessen einbezogen werden; fordert 
die Kommission, den EAD und die 
Mitgliedstaaten außerdem dazu auf, die 
Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
und für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen;

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschulbildung 
genießen können, und Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Sekundarschulbildung verfügbar und 
zugänglich ist; besteht daher darauf, dass 
Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, 
angemessen einbezogen werden und eine 
Schulbildung in Übereinstimmung mit 
den UNESCO-Standards zur 
Friedenserziehung erhalten und dass bei 
der Schulbildung nicht Gewalt oder 
Terrorismus unterstützt und gefördert 
werden; fordert die Kommission, den EAD 
und die Mitgliedstaaten außerdem dazu 
auf, die Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
und für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen;

Or. en
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Änderungsantrag 115
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschulbildung 
genießen können, und Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Sekundarschulbildung verfügbar und 
zugänglich ist; besteht daher darauf, dass 
Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, 
angemessen einbezogen werden; fordert 
die Kommission, den EAD und die 
Mitgliedstaaten außerdem dazu auf, die 
Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
und für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen;

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschul- und 
Sekundarschulbildung genießen können; 
besteht daher darauf, dass Kinder, denen 
die Freiheit entzogen wurde, angemessen 
einbezogen werden; fordert die 
Kommission, den EAD und die 
Mitgliedstaaten außerdem dazu auf, die 
Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
und für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen;

Or. en

Änderungsantrag 116
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschulbildung 
genießen können, und Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Sekundarschulbildung verfügbar und 
zugänglich ist; besteht daher darauf, dass 
Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, 

15. fordert die Kommission, den EAD 
und die EU-Mitgliedstaaten erneut auf, die 
Behörden von Drittländern dabei zu 
unterstützen, sicherzustellen, dass alle 
Kinder ihr Recht auf Grundschulbildung 
genießen können, und Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Sekundarschulbildung verfügbar und 
zugänglich ist; besteht daher darauf, dass 
Kinder, denen die Freiheit entzogen wurde, 
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angemessen einbezogen werden; fordert 
die Kommission, den EAD und die 
Mitgliedstaaten außerdem dazu auf, die 
Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
und für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen;

angemessen einbezogen werden; fordert 
die Kommission, den EAD und die 
Mitgliedstaaten außerdem dazu auf, die 
Behörden von Drittländern bei der 
Entwicklung und Umsetzung von digitalen 
Lehr- und Lernmethoden zu unterstützen 
sowie für Internetzugang für alle Kinder zu 
sorgen;

Or. en

Änderungsantrag 117
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. fordert eine größere 
Sensibilisierung und eine striktere 
Kontrolle von Online-Inhalten, an denen 
Kinder beteiligt sind, sowie von Online-
Inhalten, die von Kindern aufgerufen 
oder erstellt werden; stellt fest, dass die 
Gefahren, die durch Digitalisierung 
entstehen, und die mangelnde Kontrolle 
oft dazu führt, dass Minderjährige 
ausgenutzt oder sogar ihrer Freiheit 
beraubt werden oder ihr Leben oder ihre 
Gesundheit bedroht sind;

Or. pl

Änderungsantrag 118
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. hebt hervor, dass die Staaten 
signifikante Mittel investieren müssen, 
um die Ursachen für den Freiheitsentzug 
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von Kindern zu bekämpfen, die Formen 
der Ungleichheit zu verringern und 
Familien in die Lage zu versetzen, die 
körperliche, geistige, seelische, sittliche 
und soziale Entwicklung ihrer Kinder zu 
fördern; fordert nachdrücklich, dass 
Maßnahmen für einen universellen 
Sozialschutz für alle Kinder ergriffen 
werden;

Or. en

Änderungsantrag 119
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. verurteilt alle Formen der 
Bestrafung, die zum Freiheitsentzug von 
Kindern aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung, Geschlechtsidentität, eines 
Schwangerschaftsabbruchs oder 
einvernehmlicher und nicht 
ausbeuterischer sexueller Handlungen 
zwischen Jugendlichen ähnlicher 
Altersgruppen führen; fordert die 
Kommission und den EAD nachdrücklich 
auf, die einschlägigen Agenturen der 
Vereinten Nationen und die lokalen 
Akteure der Zivilgesellschaft, die mit den 
Behörden von Drittländern 
zusammenarbeiten, bei der Bekämpfung 
aller diskriminierenden Gesetze gegen 
Jugendliche aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung und Geschlechtsidentität zu 
unterstützen, und betont, dass in 
Gefangenhaltungsorten eine angemessene 
Betreuung und ein angemessener Schutz 
vor allen Formen von Diskriminierung, 
Gewalt und sexueller Ausbeutung 
sichergestellt werden müssen;

16. fordert die Kommission und den 
EAD nachdrücklich auf, die einschlägigen 
Agenturen der Vereinten Nationen und die 
lokalen Akteure der Zivilgesellschaft, die 
mit den Behörden von Drittländern 
zusammenarbeiten, bei der Bekämpfung 
aller diskriminierenden Gesetze gegen 
Jugendliche zu unterstützen, und betont, 
dass in Gefangenhaltungsorten eine 
angemessene Betreuung und ein 
angemessener Schutz vor allen Formen von 
Diskriminierung, Gewalt und sexueller 
Ausbeutung sichergestellt werden müssen;

Or. en
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Änderungsantrag 120
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. verurteilt alle Formen der 
Bestrafung, die zum Freiheitsentzug von 
Kindern aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung, Geschlechtsidentität, eines 
Schwangerschaftsabbruchs oder 
einvernehmlicher und nicht ausbeuterischer 
sexueller Handlungen zwischen 
Jugendlichen ähnlicher Altersgruppen 
führen; fordert die Kommission und den 
EAD nachdrücklich auf, die einschlägigen 
Agenturen der Vereinten Nationen und die 
lokalen Akteure der Zivilgesellschaft, die 
mit den Behörden von Drittländern 
zusammenarbeiten, bei der Bekämpfung 
aller diskriminierenden Gesetze gegen 
Jugendliche aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung und Geschlechtsidentität zu 
unterstützen, und betont, dass in 
Gefangenhaltungsorten eine angemessene 
Betreuung und ein angemessener Schutz 
vor allen Formen von Diskriminierung, 
Gewalt und sexueller Ausbeutung 
sichergestellt werden müssen;

16. verurteilt alle Formen der 
Bestrafung, die zum Freiheitsentzug von 
Kindern aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung, Geschlechtsidentität, eines 
Schwangerschaftsabbruchs oder 
einvernehmlicher und nicht ausbeuterischer 
sexueller Handlungen zwischen 
Jugendlichen ähnlicher Altersgruppen 
sowie zum Freiheitsentzug aufgrund einer 
„Ehrenkultur“ führen; fordert die 
Kommission und den EAD nachdrücklich 
auf, die einschlägigen Agenturen der 
Vereinten Nationen und die lokalen 
Akteure der Zivilgesellschaft, die mit den 
Behörden von Drittländern 
zusammenarbeiten, bei der Bekämpfung 
aller diskriminierenden Gesetze gegen 
Jugendliche aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung und Geschlechtsidentität zu 
unterstützen, und betont, dass in 
Gefangenhaltungsorten eine angemessene 
Betreuung und ein angemessener Schutz 
vor allen Formen von Diskriminierung, 
Gewalt und sexueller Ausbeutung 
sichergestellt werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 121
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. verurteilt alle Formen der 16. verurteilt alle Formen der 
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Bestrafung, die zum Freiheitsentzug von 
Kindern aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung, Geschlechtsidentität, eines 
Schwangerschaftsabbruchs oder 
einvernehmlicher und nicht ausbeuterischer 
sexueller Handlungen zwischen 
Jugendlichen ähnlicher Altersgruppen 
führen; fordert die Kommission und den 
EAD nachdrücklich auf, die einschlägigen 
Agenturen der Vereinten Nationen und die 
lokalen Akteure der Zivilgesellschaft, die 
mit den Behörden von Drittländern 
zusammenarbeiten, bei der Bekämpfung 
aller diskriminierenden Gesetze gegen 
Jugendliche aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung und Geschlechtsidentität zu 
unterstützen, und betont, dass in 
Gefangenhaltungsorten eine angemessene 
Betreuung und ein angemessener Schutz 
vor allen Formen von Diskriminierung, 
Gewalt und sexueller Ausbeutung 
sichergestellt werden müssen;

Bestrafung, die zum Freiheitsentzug von 
Kindern aufgrund ihrer sexuellen 
Ausrichtung, eines 
Schwangerschaftsabbruchs oder 
einvernehmlicher und nicht ausbeuterischer 
sexueller Handlungen zwischen 
Jugendlichen ähnlicher Altersgruppen 
führen; fordert die Kommission und den 
EAD nachdrücklich auf, die einschlägigen 
Agenturen der Vereinten Nationen und die 
lokalen Akteure der Zivilgesellschaft, die 
mit den Behörden von Drittländern 
zusammenarbeiten, bei der Bekämpfung 
aller diskriminierenden Gesetze gegen 
Jugendliche zu unterstützen, und betont, 
dass in Gefangenhaltungsorten eine 
angemessene Betreuung und ein 
angemessener Schutz vor allen Formen von 
Diskriminierung, Gewalt und sexueller 
Ausbeutung sichergestellt werden müssen;

Or. it

Änderungsantrag 122
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16a. verurteilt jede Art von Bestrafung, 
die zum Freiheitsentzug aufgrund der 
Religion, ethnischer Herkunft oder 
Stammeszugehörigkeit führt; hebt hervor, 
dass zum Recht auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit die 
Freiheit gehört, zu wählen, an was man 
glaubt oder nicht, sowie die Freiheit, eine 
Religion zu gründen, ihr anzugehören 
oder die Religions- oder 
Glaubensgemeinschaft ohne jegliche 
Einschränkungen verändern oder 
verlassen zu können; verurteilt in diesem 
Zusammenhang die Entführung von 
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christlichen Jungen durch muslimische 
Extremistengruppen – unter anderem in 
Eritrea und im Tschad –, damit sie zum 
Islam konvertieren und auf diese Weise 
zu möglichen künftigen Soldaten 
werden“2a;
_________________
2a Quelle: Open Doors CHILDREN & 
YOUTH REPORT 2022 (opendoors.org). 

Or. en

Änderungsantrag 123
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. betont, dass die 
Überrepräsentation festgehaltener 
Jungen mit allen Mitteln angegangen 
werden muss, unter anderem durch die 
Förderung von Diversion in allen Phasen 
des Strafrechtssystems und durch die 
verhältnismäßige Anwendung von nicht 
freiheitsentziehenden Lösungen auf 
Jungen und Mädchen; hält es für 
dringend geboten, in das 
Kinderstrafrechtssystem eine 
geschlechtsspezifische Dimension 
aufzunehmen und die Unterschiede beim 
Zugang zu Justizdienstleistungen für 
Kinder zu beseitigen;

entfällt

Or. fr

Änderungsantrag 124
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 17
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Entschließungsantrag Geänderter Text

17. betont, dass die Überrepräsentation 
festgehaltener Jungen mit allen Mitteln 
angegangen werden muss, unter anderem 
durch die Förderung von Diversion in allen 
Phasen des Strafrechtssystems und durch 
die verhältnismäßige Anwendung von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen auf 
Jungen und Mädchen; hält es für dringend 
geboten, in das Kinderstrafrechtssystem 
eine geschlechtsspezifische Dimension 
aufzunehmen und die Unterschiede beim 
Zugang zu Justizdienstleistungen für 
Kinder zu beseitigen;

17. betont, dass die Überrepräsentation 
festgehaltener Jungen mit allen Mitteln 
angegangen werden muss, unter anderem 
durch die Förderung von Diversion in allen 
Phasen des Strafrechtssystems und durch 
die verhältnismäßige Anwendung von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen auf 
Jungen und Mädchen; hält es für dringend 
geboten, die Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern beim Zugang zu 
Justizdienstleistungen für Kinder zu 
beseitigen;

Or. en

Änderungsantrag 125
María Soraya Rodríguez Ramos

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. stellt fest, dass sich das 
beträchtliche Geschlechtergefälle in 
Bezug auf inhaftierte Kinder 
insbesondere – bzw. manchmal auch – in 
unsichtbaren Formen der Unterdrückung 
von Rechten und Freiheiten von Mädchen 
und Frauen ausdrückt, einschließlich 
spezifischer Formen von Gewalt wie 
Ehrenmorden und Zwangsheiraten; 
fordert die Kommission auf, weitere 
Maßnahmen zu analysieren, um im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung des 
EU-Aktionsplans für die Gleichstellung 
(GAP) III – eine ehrgeizige Agenda für 
die Gleichstellung der Geschlechter und 
die Stärkung der Rolle der Frau im 
auswärtigen Handeln der EU – diese 
spezifischen Formen der Gewalt 
anzugehen, einschließlich innovativer 
Perspektiven im Rahmen politischer und 
Menschenrechtsdialoge mit Drittstaaten;
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Or. en

Änderungsantrag 126
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. fordert mit Nachdruck, dass 
spezielle Systeme der 
Jugendgerichtsbarkeit für Minderjährige 
mit Gerichten, Richtern, Staatsanwälten, 
Polizei und anderen 
Strafverfolgungsbeamten geschaffen 
werden, die eine Spezialausbildung zu den 
Rechten und Bedürfnissen von Kindern 
erhalten haben;

Or. en

Änderungsantrag 127
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. hebt hervor, dass Statusdelikte 
entkriminalisiert werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 128
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 17 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text
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17b. stellt fest, dass Mädchen, die auf 
der Straße leben, besonders gefährdet 
sind, da sie in Bezug auf Anklagen im 
Zusammenhang mit Prostitution 
festgenommen und inhaftiert werden, und 
dass in Studien zu den Festnahmen von 
Mädchen gezeigt wurde, dass es viel 
wahrscheinlicher ist, dass Mädchen – im 
Gegensatz zu Jungen – wegen 
Statusdelikten festgenommen werden; 
verurteilt, dass in Ländern, in denen 
Abtreibung als Straftatbestand eingestuft 
wird, Mädchen allein aufgrund ihrer 
Entscheidung, eine Schwangerschaft zu 
beenden, das Risiko eingehen, inhaftiert 
zu werden;

Or. en

Änderungsantrag 129
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 17 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17c. stellt fest, dass junge LGBT-
Menschen in verschiedenen Ländern sehr 
viel häufiger wegen Statusdelikten und 
anderen gewaltlosen Straftaten 
festgenommen und inhaftiert werden;

Or. en

Änderungsantrag 130
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. fordert die Kommission und den 
EAD auf, die Partner aus Drittstaaten darin 

18. fordert die Kommission und den 
EAD auf, die Partner aus Drittstaaten darin 
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zu bestärken, das Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen gegen Folter zu 
ratifizieren und unabhängige und wirksame 
nationale Mechanismen zur Verhütung von 
Folter einzurichten, die mit besonderer 
Expertise ausgestattet sind, um Besuche an 
Orten durchzuführen, an denen Kindern die 
Freiheit entzogen wird oder werden 
könnte; fordert die Partnerländer 
nachdrücklich auf, das dritte 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes betreffend ein 
Mitteilungsverfahren zu ratifizieren, das es 
den Kindern ermöglicht, bei Verletzungen 
ihrer Rechte Rechtsmittel einzulegen;

zu bestärken, das Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen gegen Folter zu 
ratifizieren und unabhängige und wirksame 
nationale Mechanismen zur Verhütung von 
Folter einzurichten, die mit besonderer 
Expertise ausgestattet sind, um Besuche an 
Orten durchzuführen, an denen Kindern die 
Freiheit entzogen wird oder werden 
könnte; begrüßt die Tatsache, dass das 
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes (KRK) das am häufigsten 
ratifizierte 
Menschenrechtsübereinkommen in der 
Geschichte ist – außer in den Vereinigten 
Staaten; fordert die Regierung der 
Vereinigten Staaten nachdrücklich auf, 
das KRK, das 1995 von den Vereinigten 
Staaten unterzeichnet wurde, 
unverzüglich zu ratifizieren; fordert alle 
Länder nachdrücklich auf, das dritte 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes betreffend ein 
Mitteilungsverfahren zu ratifizieren, das es 
den Kindern ermöglicht, bei Verletzungen 
ihrer Rechte Rechtsmittel einzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 131
Ana Miranda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. fordert die Kommission und den 
EAD auf, die Partner aus Drittstaaten darin 
zu bestärken, das Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen gegen Folter zu 
ratifizieren und unabhängige und wirksame 
nationale Mechanismen zur Verhütung von 
Folter einzurichten, die mit besonderer 
Expertise ausgestattet sind, um Besuche an 
Orten durchzuführen, an denen Kindern die 
Freiheit entzogen wird oder werden 

18. fordert die Kommission und den 
EAD auf, die Vereinigten Staaten – als 
einziges verbleibendes Land, dass das 
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes der Vereinten Nationen bisher 
nicht ratifiziert hat – zu drängen, dies 
unverzüglich zu tun und die Partner aus 
Drittstaaten darin zu bestärken, das 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
gegen Folter zu ratifizieren und 



AM\1285252DE.docx 75/106 PE752.855v01-00

DE

könnte; fordert die Partnerländer 
nachdrücklich auf, das dritte 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes betreffend ein 
Mitteilungsverfahren zu ratifizieren, das es 
den Kindern ermöglicht, bei Verletzungen 
ihrer Rechte Rechtsmittel einzulegen;

unabhängige und wirksame nationale 
Mechanismen zur Verhütung von Folter 
einzurichten, die mit besonderer Expertise 
ausgestattet sind, um Besuche an Orten 
durchzuführen, an denen Kindern die 
Freiheit entzogen wird oder werden 
könnte; fordert die Partnerländer 
nachdrücklich auf, das dritte 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes betreffend ein 
Mitteilungsverfahren zu ratifizieren, das es 
den Kindern ermöglicht, bei Verletzungen 
ihrer Rechte Rechtsmittel einzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 132
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Ziffer 19 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

19a. fordert, dass Anstrengungen, 
vermisste oder entführte Kinder zu finden 
bzw. zu befreien, durch den Austausch 
von Informationen auf regionaler oder 
internationaler Ebene verstärkt werden 
und fordert, dass gemeinsame 
Anstrengungen unternommen werden, 
Kinder zu ihren Eltern oder ihren 
gesetzlichen Vertretern zurückzuführen;

Or. pl

Änderungsantrag 133
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 21 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

21a. bringt wiederholt seine tiefe 
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Besorgnis über die glaubwürdigen Belege 
zum Ausdruck, die die brutale 
Unterdrückung der Gemeinschaft der 
Uiguren in der Volksrepublik China 
bestätigen, einschließlich von 
Massendeportationen und die Trennung 
von uigurischen Kindern von ihren Eltern 
– Aktionen, die gemäß der Sicht des 
Parlaments Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit sowie ein 
schwerwiegendes Risiko von Völkermord 
darstellen; fordert die EU und ihre 
Mitgliedstaaten auf, im Einklang mit der 
Konvention der Vereinten Nationen über 
die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um diesen 
Gräueltaten ein Ende zu setzen und die 
Verantwortlichen für die begangenen 
Verbrechen zur Rechenschaft zu ziehen, 
auch durch internationale Mechanismen 
der Rechenschaftspflicht;

Or. en

Änderungsantrag 134
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. fordert den EAD und die 
Kommission auf, in all ihren 
Kooperationsprogrammen zur 
Rechtsstaatlichkeit und zum Aufbau von 
justiziellen Kapazitäten ein spezifisches 
Kapitel vorzuschlagen, das darauf 
ausgerichtet ist, die Behörden von 
Drittstaaten bei der Einrichtung wirksamer 
Kinderstrafrechtssysteme zu unterstützen, 
was eine Diversion von Anfang an und in 
jeder Phase des Strafverfahrens, die 
Beibehaltung oder Anhebung des Alters 
der Strafmündigkeit auf mindestens 
14 Jahre, die Entkriminalisierung von 

22. fordert den EAD und die 
Kommission auf, in ihren 
Kooperationsprogrammen zur 
Rechtsstaatlichkeit und zum Aufbau von 
justiziellen Kapazitäten ein spezifisches 
Kapitel vorzuschlagen, das darauf 
ausgerichtet ist, die Behörden von 
Drittstaaten bei der Einrichtung wirksamer 
Kinderstrafrechtssysteme zu unterstützen, 
was eine Diversion von Anfang an und in 
jeder Phase des Strafverfahrens, die 
Beibehaltung oder Anhebung des Alters 
der Strafmündigkeit auf mindestens 
14 Jahre, die Entkriminalisierung von 
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Straftaten aufgrund des Status, die 
Sicherstellung von kinderfreundlichen 
Informationsmechanismen und 
Mechanismen zur Einbeziehung von 
Kindern sowie die Verkürzung des 
Festhaltens auf ein Minimum, wenn dies 
unvermeidbar ist, umfassen würde;

Straftaten aufgrund des Status, die 
Sicherstellung von kinderfreundlichen 
Informationsmechanismen und 
Mechanismen zur Einbeziehung von 
Kindern – sowie Möglichkeiten zur 
Verkürzung des Festhaltens auf ein 
Minimum zu prüfen, wenn dies 
unvermeidbar ist – umfassen würde;

Or. en

Änderungsantrag 135
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 23 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

23a. fordert verstärkte Anstrengungen, 
um sicherzustellen, dass alle inhaftierten 
Kinder die im KRK verankerten Rechte 
genießen können und menschlich und mit 
Respekt für die dem Menschen 
innewohnende Würde behandelt werden; 
fordert ein Verbot von körperlicher und 
psychischer Gewalt als Mittel zur 
Disziplinierung von in Haft befindlichen 
Kindern;

Or. en

Änderungsantrag 136
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. betont, dass die Bestimmungen des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes über das Festhalten von Kindern 
(als „letztes Mittel“) auf 
Einwanderungsverfahren nicht 

entfällt
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anwendbar sind und daher nicht 
herangezogen werden können, um das 
Festhalten von Kindern im 
Zusammenhang mit der Einwanderung 
zu rechtfertigen;

Or. fr

Änderungsantrag 137
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. betont, dass die Bestimmungen des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes über das Festhalten von Kindern 
(als „letztes Mittel“) auf 
Einwanderungsverfahren nicht 
anwendbar sind und daher nicht 
herangezogen werden können, um das 
Festhalten von Kindern im 
Zusammenhang mit der Einwanderung 
zu rechtfertigen;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 138
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. betont, dass die Bestimmungen des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes über das Festhalten von Kindern 
(als „letztes Mittel“) auf 
Einwanderungsverfahren nicht 
anwendbar sind und daher nicht 
herangezogen werden können, um das 
Festhalten von Kindern im 

29. weist erneut darauf hin, dass 
Kinder grundsätzlich nicht inhaftiert, 
sondern in Unterkünften mit speziellen 
Vorrichtungen für Minderjährige 
untergebracht werden sollten, 
einschließlich – falls erforderlich – in 
gemeindenahen Unterbringungsstätten 
ohne Freiheitsentzug; hebt hervor, dass 
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Zusammenhang mit der Einwanderung 
zu rechtfertigen;

die Festnahme von Minderjährigen 
angesichts ihrer negativen Auswirkungen 
auf sie ausschließlich in Ausnahmefällen, 
wenn dies strikt notwendig ist, und nur als 
letztes Mittel und für einen möglichst 
kurzen Zeitraum durchgeführt werden 
sollte, und dies niemals in 
Gefängnisunterkünften oder anderen 
Einrichtungen für 
Strafverfolgungszwecke geschehen sollte; 
betont, dass die Staaten angemessene 
Maßnahmen zum Schutz von allen 
Kindern in Migration in ihren 
Staatsgebieten durchführen sollten, 
einschließlich durch Maßnahmen, durch 
die sichergestellt wird, dass den Kindern 
eine sichere und angemessene 
Unterbringung sowie alle erforderlichen 
Unterstützungsdienste zur Verfügung 
gestellt werden, um ihr Wohlergehen und 
Wohlbefinden zu sichern;

Or. en

Änderungsantrag 139
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. betont, dass die Bestimmungen des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes über das Festhalten von Kindern 
(als „letztes Mittel“) auf 
Einwanderungsverfahren nicht anwendbar 
sind und daher nicht herangezogen werden 
können, um das Festhalten von Kindern im 
Zusammenhang mit der Einwanderung zu 
rechtfertigen;

29. betont, dass die Bestimmungen des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes über das Festhalten von Kindern 
(als „letztes Mittel“) auf 
Einwanderungsverfahren nicht anwendbar 
sind und daher nicht herangezogen werden 
können, um das Festhalten von Kindern im 
Zusammenhang mit der Einwanderung zu 
rechtfertigen; hebt hervor, dass der 
Freiheitsentzug von Kindern im 
Zusammenhang mit Migration gemäß der 
Globalen Studie der Vereinten Nationen 
zu Kindern, denen die Freiheit entzogen 
wird, in allen Fällen verboten werden 
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sollte;

Or. en

Änderungsantrag 140
Ana Miranda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. betont, dass die Bestimmungen des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes über das Festhalten von Kindern 
(als „letztes Mittel“) auf 
Einwanderungsverfahren nicht anwendbar 
sind und daher nicht herangezogen werden 
können, um das Festhalten von Kindern im 
Zusammenhang mit der Einwanderung zu 
rechtfertigen;

29. betont, dass die Bestimmungen des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes über das Festhalten von Kindern 
(als „letztes Mittel“) auf 
Einwanderungsverfahren nicht anwendbar 
sind und daher nicht herangezogen werden 
können, um das Festhalten von Kindern im 
Zusammenhang mit der Einwanderung zu 
rechtfertigen; hebt in diesem 
Zusammenhang die besondere 
Gefährdung von unbegleiteten oder von 
ihren Eltern getrennten Minderjährigen 
hin, die niemals festgehalten werden 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 141
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind;

entfällt
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Or. it

Änderungsantrag 142
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind;

30. weist erneut darauf hin, dass die 
Länder ihre eigene Migrationspolitik 
souverän durchführen, auch wenn dies 
das Festhalten von irregulären Migranten 
betrifft;

Or. fr

Änderungsantrag 143
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind;

30. verurteilt die steigende Zahl von 
Ländern, in denen irreguläre Migranten, 
darunter Kinder, in verschiedenen 
vorübergehenden oder dauerhaften 
Einrichtungen wie Aufnahmezentren, 
Notunterkünften und Zellen untergebracht 
sind; drückt sein Bedauern über die 
Praxis der Trennung von Familien – die 
die Ursache für eine systematische 
Traumatisierung von Kindern sein kann – 
als Instrument der Migrationspolitik aus, 
das darauf ausgerichtet ist, Menschen, die 
Sicherheit suchen, von der Migration 
abzuhalten; hebt hervor, dass die 
Trennung von Familien oder die 
Gefangennahme von Migranten 
keinesfalls mit dem Kindeswohl zu 
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vereinbaren sind; fordert, die Praxis des 
Festhaltens von Familien und Kindern – 
egal ob sie unbegleitet oder begleitet, von 
ihren Familien getrennt oder gemeinsam 
festgehalten werden – gesetzlich zu 
verbieten, da dies niemals im Interesse des 
Kindeswohls ist und immer einen Verstoß 
gegen die Rechte von Kindern darstellt;

Or. en

Änderungsantrag 144
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind;

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen Migranten, darunter 
Kinder, in Gefängnisunterkünften oder 
anderen Einrichtungen, die für 
Strafverfolgungszwecke bestimmt sind, 
oder in anderen verschiedenen 
vorübergehenden oder dauerhaften 
Einrichtungen, in denen die 
Mindeststandards von Sicherheit und 
Hygiene nicht erfüllt werden, 
untergebracht sind; hebt hervor, dass die 
Aufnahmebedingungen an die besondere 
Situation von Minderjährigen und deren 
besondere Aufnahmebedürfnisse – 
unabhängig davon, ob sie unbegleitet sind 
oder zusammen mit ihrer Familie 
aufgenommen werden – und in Bezug auf 
ihre Sicherheit angepasst werden müssen, 
einschließlich des Schutzes vor sexueller 
und geschlechterspezifischer Gewalt 
sowie der physischen und psychischen 
Betreuung der Minderjährigen und dass 
die Leistungen in einer ihre allgemeine 
Entwicklung fördernden Weise 
bereitgestellt werden müssen;

Or. en
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Änderungsantrag 145
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind;

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind und weist darauf 
hin, dass diese oft geschlossene 
Einrichtungen sind, sodass die Insassen 
diese nicht oder nur zu bestimmten Zeiten 
und unter besonderen Bedingungen 
verlassen können;

Or. pl

Änderungsantrag 146
Ana Miranda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind;

30. ist besorgt über die steigende Zahl 
von Ländern, in denen irreguläre 
Migranten, Asylsuchende und 
Flüchtlinge, darunter Kinder, in 
verschiedenen vorübergehenden oder 
dauerhaften Einrichtungen wie 
Aufnahmezentren, Notunterkünften und 
Zellen untergebracht sind;

Or. en
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Änderungsantrag 147
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 30 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

30a. ist der Auffassung, dass 
unbegleiteten Minderjährigen gemäß den 
Leitlinien der Vereinten Nationen für 
alternative Formen der Betreuung von 
Kindern alternative Formen der 
Betreuung und Unterbringung 
bereitgestellt werden sollten und dass die 
Staaten Flüchtlingskindern Zugang zu 
Asylverfahren und angemessenem Schutz 
und humanitärer Hilfe zur Verfügung 
stellen sollten, einschließlich Maßnahmen 
zur Familienzusammenführung, Bildung 
und Gesundheitsversorgung;

Or. en

Änderungsantrag 148
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden, 
und dass die Frage, ob einem Kind die 
Freiheit entzogen wird, nicht von der 
Bezeichnung oder der Einstufung 
abhängt, die der Staat der Einrichtung, in 
der das Festhalten erfolgt, zugewiesen 
hat, sondern davon, ob die Realität und 
die Schwere der verhängten 
Beschränkungen einem Freiheitsentzug 
gleichkommen; fordert in diesem 

entfällt
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Zusammenhang die EU-Mitgliedstaaten 
auf, mit gutem Beispiel voranzugehen 
und Transit- und Zielländer bei der 
Beendigung dieser Praxis zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 149
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden, 
und dass die Frage, ob einem Kind die 
Freiheit entzogen wird, nicht von der 
Bezeichnung oder der Einstufung 
abhängt, die der Staat der Einrichtung, in 
der das Festhalten erfolgt, zugewiesen 
hat, sondern davon, ob die Realität und 
die Schwere der verhängten 
Beschränkungen einem Freiheitsentzug 
gleichkommen; fordert in diesem 
Zusammenhang die EU-Mitgliedstaaten 
auf, mit gutem Beispiel voranzugehen 
und Transit- und Zielländer bei der 
Beendigung dieser Praxis zu unterstützen;

31. legt – anstatt einer Inhaftnahme – 
nicht freiheitsentziehende Lösungen für 
Kinder nahe sowie Anstrengungen, dieser 
Praxis ein Ende zu setzen;

Or. en

Änderungsantrag 150
Jean-Lin Lacapelle, Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Ziffer 31
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Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden, 
und dass die Frage, ob einem Kind die 
Freiheit entzogen wird, nicht von der 
Bezeichnung oder der Einstufung 
abhängt, die der Staat der Einrichtung, in 
der das Festhalten erfolgt, zugewiesen 
hat, sondern davon, ob die Realität und 
die Schwere der verhängten 
Beschränkungen einem Freiheitsentzug 
gleichkommen; fordert in diesem 
Zusammenhang die EU-Mitgliedstaaten 
auf, mit gutem Beispiel voranzugehen 
und Transit- und Zielländer bei der 
Beendigung dieser Praxis zu unterstützen;

31. betont, dass die „Ausrede“ der 
Minderjährigkeit kein gültiges Motiv 
dafür darstellt, die irreguläre Einreise von 
Kindern zu entkriminalisieren; stellt fest, 
dass die illegale Einwanderung von 
Kindern eine wichtige Ursache für 
Unsicherheit und Kriminalität im 
Aufnahmeland darstellt; weist erneut 
darauf hin, dass im Jahr 2020 80 % der 
Minderjährigen in Paris, die vor Gericht 
gestellt wurden, ausländische, nicht 
begleitete Minderjährige waren; 
wiederholt, dass es schwierig ist, das 
genaue Alter von bestimmten Migranten 
zu bestimmen, die angeben, jünger als 
18 Jahre zu sein, um im Gastland von 
einer Sonderbehandlung profitieren zu 
können; betont, dass die Mitgliedstaaten 
die Freiheit haben müssen, ihre eigene 
Migrationspolitik zu entwickeln;

Or. fr

Änderungsantrag 151
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden, und 
dass die Frage, ob einem Kind die 
Freiheit entzogen wird, nicht von der 
Bezeichnung oder der Einstufung 
abhängt, die der Staat der Einrichtung, in 
der das Festhalten erfolgt, zugewiesen 
hat, sondern davon, ob die Realität und 
die Schwere der verhängten 
Beschränkungen einem Freiheitsentzug 

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern in verschiedenen 
Mitgliedstaaten eine Straftat darstellt, und 
ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen vorzuziehen 
sind, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden; 
fordert in diesem Zusammenhang die EU-
Mitgliedstaaten auf, mit gutem Beispiel 
voranzugehen und Transit- und Zielländer 
bei der Beendigung dieser Praxis zu 
unterstützen;
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gleichkommen; fordert in diesem 
Zusammenhang die EU-Mitgliedstaaten 
auf, mit gutem Beispiel voranzugehen und 
Transit- und Zielländer bei der Beendigung 
dieser Praxis zu unterstützen;

Or. it

Änderungsantrag 152
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden, und 
dass die Frage, ob einem Kind die Freiheit 
entzogen wird, nicht von der Bezeichnung 
oder der Einstufung abhängt, die der Staat 
der Einrichtung, in der das Festhalten 
erfolgt, zugewiesen hat, sondern davon, ob 
die Realität und die Schwere der 
verhängten Beschränkungen einem 
Freiheitsentzug gleichkommen; fordert in 
diesem Zusammenhang die EU-
Mitgliedstaaten auf, mit gutem Beispiel 
voranzugehen und Transit- und Zielländer 
bei der Beendigung dieser Praxis zu 
unterstützen;

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten und ihren 
Familien zu beenden, und dass die Frage, 
ob einem Kind die Freiheit entzogen wird, 
nicht von der Bezeichnung oder der 
Einstufung abhängt, die der Staat der 
Einrichtung, in der das Festhalten erfolgt, 
zugewiesen hat, sondern davon, ob die 
Realität und die Schwere der verhängten 
Beschränkungen einem Freiheitsentzug 
gleichkommen; fordert, kindgerechte 
Migrationserkennungs- und 
Verweisverfahren anzunehmen; fordert in 
diesem Zusammenhang die EU-
Mitgliedstaaten auf, mit gutem Beispiel 
voranzugehen und Transit- und Zielländer 
bei der Beendigung dieser Praxis zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 153
David Lega

Entschließungsantrag
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Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden, und 
dass die Frage, ob einem Kind die Freiheit 
entzogen wird, nicht von der Bezeichnung 
oder der Einstufung abhängt, die der Staat 
der Einrichtung, in der das Festhalten 
erfolgt, zugewiesen hat, sondern davon, ob 
die Realität und die Schwere der 
verhängten Beschränkungen einem 
Freiheitsentzug gleichkommen; fordert in 
diesem Zusammenhang die EU-
Mitgliedstaaten auf, mit gutem Beispiel 
voranzugehen und Transit- und Zielländer 
bei der Beendigung dieser Praxis zu 
unterstützen;

31. betont, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu verhindern, 
und dass die Frage, ob einem Kind die 
Freiheit entzogen wird, nicht von der 
Bezeichnung oder der Einstufung abhängt, 
die der Staat der Einrichtung, in der das 
Festhalten erfolgt, zugewiesen hat, sondern 
davon, ob die Realität und die Schwere der 
verhängten Beschränkungen einem 
Freiheitsentzug gleichkommen; fordert in 
diesem Zusammenhang die EU-
Mitgliedstaaten auf, mit gutem Beispiel 
voranzugehen und Transit- und Zielländer 
bei der Verringerung des Einsatzes dieser 
Praxis zu unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 154
Ana Miranda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende Lösungen gefunden 
werden müssen, um das Festhalten von 
minderjährigen Migranten zu beenden, und 
dass die Frage, ob einem Kind die Freiheit 
entzogen wird, nicht von der Bezeichnung 
oder der Einstufung abhängt, die der Staat 
der Einrichtung, in der das Festhalten 
erfolgt, zugewiesen hat, sondern davon, ob 
die Realität und die Schwere der 

31. betont, dass die irreguläre Einreise 
von Kindern entkriminalisiert werden 
muss, und ist der Ansicht, dass nicht 
freiheitsentziehende, gemeindenahe 
Lösungen gefunden werden müssen, um 
das Festhalten von minderjährigen 
Migranten zu beenden, und dass die Frage, 
ob einem Kind die Freiheit entzogen wird, 
nicht von der Bezeichnung oder der 
Einstufung abhängt, die der Staat der 
Einrichtung, in der das Festhalten erfolgt, 
zugewiesen hat, sondern davon, ob die 
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verhängten Beschränkungen einem 
Freiheitsentzug gleichkommen; fordert in 
diesem Zusammenhang die EU-
Mitgliedstaaten auf, mit gutem Beispiel 
voranzugehen und Transit- und Zielländer 
bei der Beendigung dieser Praxis zu 
unterstützen;

Realität und die Schwere der verhängten 
Beschränkungen einem Freiheitsentzug 
gleichkommen; fordert in diesem 
Zusammenhang die EU-Mitgliedstaaten 
auf, mit gutem Beispiel voranzugehen und 
Transit- und Zielländer bei der Beendigung 
dieser Praxis zu unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 155
Maria Arena

Entschließungsantrag
Ziffer 31 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

31a. hebt hervor, dass Familien mit 
Kindern nicht in Länder abgeschoben 
werden können, in denen ein hohes 
Risiko von Zwangsheiraten vorliegt; 

Or. en

Änderungsantrag 156
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. weist darauf hin, dass der Staat 
verpflichtet ist, die Rechte und das Wohl 
des Kindes jederzeit zu schützen und zu 
achten, unabhängig von seinem 
Migrationsstatus oder dem seiner Eltern, 
indem sichergestellt wird, dass umsetzbare 
Alternativen zum Festhalten in Form von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen 
verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 
Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 

32. weist auf die Verpflichtung hin, 
die Rechte und das Wohl des Kindes 
jederzeit zu schützen und zu achten, indem 
sichergestellt wird, dass umsetzbare 
Alternativen zum Festhalten in Form von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen 
verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 
Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 
Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
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Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
Einheit der Familie achten, und darauf 
hingearbeitet wird, der Praxis des 
Festhaltens von Kindern im 
Zusammenhang mit internationaler 
Migration ein Ende zu setzen;

Einheit der Familie achten;

Or. en

Änderungsantrag 157
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. weist darauf hin, dass der Staat 
verpflichtet ist, die Rechte und das Wohl 
des Kindes jederzeit zu schützen und zu 
achten, unabhängig von seinem 
Migrationsstatus oder dem seiner Eltern, 
indem sichergestellt wird, dass umsetzbare 
Alternativen zum Festhalten in Form von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen 
verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 
Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 
Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
Einheit der Familie achten, und darauf 
hingearbeitet wird, der Praxis des 
Festhaltens von Kindern im 
Zusammenhang mit internationaler 
Migration ein Ende zu setzen;

32. weist darauf hin, dass der Staat 
verpflichtet ist, die Rechte und das Wohl 
des Kindes jederzeit zu schützen und zu 
achten, indem, soweit möglich und 
angemessen, sichergestellt wird, dass 
umsetzbare Alternativen zum Festhalten in 
Form von nicht freiheitsentziehenden 
Lösungen verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 
Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 
Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
Einheit der Familie achten;

Or. it

Änderungsantrag 158
Ana Miranda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
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Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. weist darauf hin, dass der Staat 
verpflichtet ist, die Rechte und das Wohl 
des Kindes jederzeit zu schützen und zu 
achten, unabhängig von seinem 
Migrationsstatus oder dem seiner Eltern, 
indem sichergestellt wird, dass umsetzbare 
Alternativen zum Festhalten in Form von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen 
verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 
Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 
Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
Einheit der Familie achten, und darauf 
hingearbeitet wird, der Praxis des 
Festhaltens von Kindern im 
Zusammenhang mit internationaler 
Migration ein Ende zu setzen;

32. hebt hervor, dass mit Migration 
zusammenhängende Inhaftnahme von 
Kindern niemals im Einklang mit dem 
Kindeswohl steht; weist darauf hin, dass 
der Staat verpflichtet ist, die Rechte und 
das Wohl des Kindes jederzeit zu schützen 
und zu achten, unabhängig von seinem 
Migrationsstatus oder dem seiner Eltern, 
indem sichergestellt wird, dass umsetzbare 
Alternativen zum Festhalten in Form von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen 
verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 
Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 
Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
Einheit der Familie achten, und darauf 
hingearbeitet wird, der Praxis des 
Festhaltens von Kindern im 
Zusammenhang mit internationaler 
Migration ein Ende zu setzen;

Or. en

Änderungsantrag 159
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. weist darauf hin, dass der Staat 
verpflichtet ist, die Rechte und das Wohl 
des Kindes jederzeit zu schützen und zu 
achten, unabhängig von seinem 
Migrationsstatus oder dem seiner Eltern, 
indem sichergestellt wird, dass umsetzbare 
Alternativen zum Festhalten in Form von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen 
verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 

32. weist darauf hin, dass der Staat 
verpflichtet ist, die Rechte und das Wohl 
des Kindes jederzeit zu schützen und zu 
achten, unabhängig von seinem 
Migrationsstatus oder dem seiner Eltern, 
indem sichergestellt wird, dass umsetzbare 
Alternativen zum Festhalten in Form von 
nicht freiheitsentziehenden Lösungen 
verfügbar und zugänglich sind, 
gemeinschaftsnahe 
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Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 
Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
Einheit der Familie achten, und darauf 
hingearbeitet wird, der Praxis des 
Festhaltens von Kindern im 
Zusammenhang mit internationaler 
Migration ein Ende zu setzen;

Betreuungsvereinbarungen gefördert 
werden, die den Zugang zu Bildung und 
Gesundheitsversorgung sicherstellen und 
ihr Recht auf Familienleben und die 
Einheit der Familie achten, und darauf 
hingearbeitet wird, die Praxis des 
Festhaltens von Kindern im 
Zusammenhang mit internationaler 
Migration ein Ende zu einzuschränken;

Or. en

Änderungsantrag 160
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 
Fälle gibt, in denen Kinder als erwachsene 
Migranten behandelt und ihrer Freiheit 
beraubt werden, weil ihre Geburt nicht 
registriert wurde und ihr Alter nicht 
ermittelt werden kann; fordert die 
Partnerländer auf, dafür zu sorgen, dass 
die Bewertung der Entwicklung des 
Kindes durch Sachverständige auf rasche, 
kindgerechte, geschlechtersensible und 
umfassende Weise erfolgt und dass gegen 
diese Entscheidungen Rechtsmittel 
eingelegt werden können; fordert sie 
ferner auf, sicherzustellen, dass bei nicht 
schlüssigen Beweisen nach diesem 
Verfahren davon ausgegangen wird, dass 
es sich bei der Person, deren Alter 
bestimmt wird, um ein Kind handelt;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 
Fälle von Missbrauch gibt, in denen 
erwachsene Migranten verlangen, als 
Minderjährige behandelt zu werden, weil 
ihre Ausweispapiere vernichtet wurden; 
weist darauf hin, dass im Falle einer 
falschen Altersbestimmung die Gefahr 
besteht, dass Erwachsene zusammen mit 
schutzbedürftigen Minderjährigen 
Schulen und Unterkünften zugewiesen 
werden;

Or. it

Änderungsantrag 161
Thierry Mariani

Entschließungsantrag
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Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 
Fälle gibt, in denen Kinder als 
erwachsene Migranten behandelt und 
ihrer Freiheit beraubt werden, weil ihre 
Geburt nicht registriert wurde und ihr 
Alter nicht ermittelt werden kann; fordert 
die Partnerländer auf, dafür zu sorgen, 
dass die Bewertung der Entwicklung des 
Kindes durch Sachverständige auf rasche, 
kindgerechte, geschlechtersensible und 
umfassende Weise erfolgt und dass gegen 
diese Entscheidungen Rechtsmittel 
eingelegt werden können; fordert sie 
ferner auf, sicherzustellen, dass bei nicht 
schlüssigen Beweisen nach diesem 
Verfahren davon ausgegangen wird, dass 
es sich bei der Person, deren Alter 
bestimmt wird, um ein Kind handelt;

33. hält es bei irregulären 
Zuwanderern, die behaupten, 
minderjährig zu sein, ohne ein gültiges 
Ausweisdokument zu besitzen, für 
angebracht, eine radiologische 
Knochenuntersuchung zur Ermittlung 
ihres Alters durchzuführen, wenn es nicht 
wahrscheinlich ist, dass das von ihnen 
angegebene Alter korrekt ist; hält es im 
Übrigen für legitim, davon auszugehen, 
dass irreguläre Zuwanderer, die sich 
weigern, sich einer solchen Untersuchung 
auszusetzen, volljährig sind;

Or. fr

Änderungsantrag 162
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 
Fälle gibt, in denen Kinder als erwachsene 
Migranten behandelt und ihrer Freiheit 
beraubt werden, weil ihre Geburt nicht 
registriert wurde und ihr Alter nicht 
ermittelt werden kann; fordert die 
Partnerländer auf, dafür zu sorgen, dass die 
Bewertung der Entwicklung des Kindes 
durch Sachverständige auf rasche, 
kindgerechte, geschlechtersensible und 
umfassende Weise erfolgt und dass gegen 
diese Entscheidungen Rechtsmittel 
eingelegt werden können; fordert sie 
ferner auf, sicherzustellen, dass bei nicht 

33. stellt fest, dass es Fälle gibt, in 
denen Kinder als erwachsene Migranten 
behandelt und ihrer Freiheit beraubt 
werden, weil ihre Geburt nicht registriert 
wurde und ihr Alter nicht ermittelt werden 
kann; fordert die Partnerländer auf, dafür 
zu sorgen, dass die Bewertung der 
Entwicklung des Kindes durch 
Sachverständige auf rasche, kindgerechte 
und umfassende Weise erfolgt und dass 
gegen diese Entscheidungen Rechtsmittel 
eingelegt werden können;



PE752.855v01-00 94/106 AM\1285252DE.docx

DE

schlüssigen Beweisen nach diesem 
Verfahren davon ausgegangen wird, dass 
es sich bei der Person, deren Alter 
bestimmt wird, um ein Kind handelt;

Or. en

Änderungsantrag 163
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 
Fälle gibt, in denen Kinder als erwachsene 
Migranten behandelt und ihrer Freiheit 
beraubt werden, weil ihre Geburt nicht 
registriert wurde und ihr Alter nicht 
ermittelt werden kann; fordert die 
Partnerländer auf, dafür zu sorgen, dass die 
Bewertung der Entwicklung des Kindes 
durch Sachverständige auf rasche, 
kindgerechte, geschlechtersensible und 
umfassende Weise erfolgt und dass gegen 
diese Entscheidungen Rechtsmittel 
eingelegt werden können; fordert sie 
ferner auf, sicherzustellen, dass bei nicht 
schlüssigen Beweisen nach diesem 
Verfahren davon ausgegangen wird, dass 
es sich bei der Person, deren Alter 
bestimmt wird, um ein Kind handelt;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 
Fälle gibt, in denen Kinder als erwachsene 
Migranten behandelt und ihrer Freiheit 
beraubt werden, weil ihre Geburt nicht 
registriert wurde und ihr Alter nicht 
ermittelt werden kann; fordert die 
Partnerländer auf, dafür zu sorgen, dass die 
Bewertung der Entwicklung des Kindes 
durch spezielle Kinderärzte und andere 
medizinische Sachverständige auf rasche, 
kindgerechte, geschlechtersensible und 
umfassende Weise erfolgt und dass gegen 
diese Entscheidungen Rechtsmittel 
eingelegt werden können;

Or. en

Änderungsantrag 164
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 33. stellt mit Besorgnis fest, dass es 
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Fälle gibt, in denen Kinder als erwachsene 
Migranten behandelt und ihrer Freiheit 
beraubt werden, weil ihre Geburt nicht 
registriert wurde und ihr Alter nicht 
ermittelt werden kann; fordert die 
Partnerländer auf, dafür zu sorgen, dass die 
Bewertung der Entwicklung des Kindes 
durch Sachverständige auf rasche, 
kindgerechte, geschlechtersensible und 
umfassende Weise erfolgt und dass gegen 
diese Entscheidungen Rechtsmittel 
eingelegt werden können; fordert sie ferner 
auf, sicherzustellen, dass bei nicht 
schlüssigen Beweisen nach diesem 
Verfahren davon ausgegangen wird, dass 
es sich bei der Person, deren Alter 
bestimmt wird, um ein Kind handelt;

Fälle gibt, in denen Kinder als Erwachsene 
behandelt und ihrer Freiheit beraubt 
werden, weil ihre Geburt nicht registriert 
wurde und ihr Alter nicht ermittelt werden 
kann; fordert die Partnerländer auf, dafür 
zu sorgen, dass die Bewertung der 
Entwicklung des Kindes durch 
Sachverständige auf rasche, kindgerechte, 
geschlechtersensible und umfassende 
Weise erfolgt und dass gegen diese 
Entscheidungen Rechtsmittel eingelegt 
werden können; fordert sie ferner auf, 
sicherzustellen, dass bei nicht schlüssigen 
Beweisen nach diesem Verfahren davon 
ausgegangen wird, dass es sich bei der 
Person, deren Alter bestimmt wird, um ein 
Kind handelt;

Or. en

Änderungsantrag 165
Janina Ochojska

Entschließungsantrag
Ziffer 33 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

33a. bedauert die Tatsache, dass es 
Fälle gibt, in denen Kinder von ihren 
Eltern oder gesetzlichen Vertretern 
getrennt oder in Zentren untergebracht 
werden, die weit von ihnen entfernt sind, 
wodurch das Trauma der Migration nur 
noch verstärkt wird, was dazu führt, dass 
sich die Kinder noch bedrohter und 
unsicherer fühlen, und was eine negative 
Auswirkung auf die Entwicklung von von 
ihren Eltern oder gesetzlichen Vertretern 
getrennten Kindern hat;

Or. pl

Änderungsantrag 166
David Lega
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Entschließungsantrag
Ziffer 33 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

33a. stellt fest, dass 2017 mehr als eines 
von sechs Kindern in einer Konfliktzone 
lebte;

Or. en

Änderungsantrag 167
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. weist darauf hin, dass Kinder, die 
im Rahmen einer Besetzung oder eines 
bewaffneten Konflikts festgehalten 
werden, in erster Linie als Opfer betrachtet 
werden müssen und niemals allein wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu Streitkräften oder 
bewaffneten Gruppen festgehalten oder 
bestraft werden dürfen; betont, dass eine 
angemessene psychische und 
psychosoziale Betreuung entwickelt 
werden muss, damit Kinder sich wieder in 
Gemeinschaften eingliedern und ihren 
Platz in der Gesellschaft nach Konflikten 
finden können, um die Übertragung von 
Gewalt auf die nächste Generation zu 
verhindern und zu unterbinden und um zu 
verhindern, dass die Bemühungen um 
Friedenskonsolidierung untergraben 
werden; betont, dass der gleichberechtigte 
Zugang zu Wiedereingliederungs- und 
Rehabilitationshilfe für Jungen und 
Mädchen, die früher Streitkräften und 
bewaffneten Gruppen angeschlossen 
waren, gefördert und die 
Zusammenführung mit ihren Familien 
sichergestellt werden muss;

34. weist darauf hin, dass Kinder, die 
im Rahmen einer Besetzung oder eines 
bewaffneten Konflikts festgehalten 
werden, in erster Linie als Opfer betrachtet 
werden müssen und niemals allein wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu Streitkräften oder 
bewaffneten Gruppen festgehalten oder 
bestraft werden dürfen, außer, wenn sie 
terroristische Aktivitäten durchgeführt 
haben, die von mit Terrorismus 
verbundenen Personen und 
Organisationen gesteuert wurden; betont, 
dass eine angemessene psychische und 
psychosoziale Betreuung sowie Bildung 
entwickelt werden muss, damit Kinder sich 
wieder in Gemeinschaften eingliedern und 
ihren Platz in der Gesellschaft nach 
Konflikten finden können, um die 
Übertragung von Gewalt auf die nächste 
Generation zu verhindern und zu 
unterbinden und um zu verhindern, dass 
die Bemühungen um 
Friedenskonsolidierung untergraben 
werden; betont, dass der gleichberechtigte 
Zugang zu Wiedereingliederungs- und 
Rehabilitationshilfe für Jungen und 
Mädchen, die früher Streitkräften und 
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bewaffneten Gruppen angeschlossen 
waren, gefördert und die 
Zusammenführung mit ihren Familien 
sichergestellt werden muss; betont, dass 
Personen und Organisationen, die mit 
Terrorismus in Verbindung stehen und 
dafür verantwortlich sind, Kinder ihrer 
Freiheit und Grundrechte zu berauben, 
dafür haftbar gemacht werden müssen; 

Or. en

Änderungsantrag 168
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 34 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

34a. hebt hervor, dass es wichtig ist, 
terroristische Vereinigungen zu 
verurteilen, die Kinder zur Erreichung 
ihrer Ziele einsetzen – insbesondere die 
Hamas und den Islamischen Dschihad in 
den palästinensischen Gebieten, die 
Hisbollah im Libanon, den IS in Syrien 
und im Irak und die Revolutionsgarden 
(IRGC) im Iran – sowie ihre 
fortlaufenden Aktivitäten, Kinder und 
Menschen unter dem Alter von 18 Jahren 
zu rekrutieren, um sie als neue potenzielle 
Terroristen auszubilden;

Or. en

Änderungsantrag 169
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 34 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

34a. erinnert daran, dass die Vereinten 
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Nationen den 12. Februar zum 
Internationalen Tag gegen den Einsatz 
von Kindersoldaten erklärt haben;

Or. it

Änderungsantrag 170
Maria Arena

Entschließungsantrag
Ziffer 34 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

34a. fordert die europäischen Länder 
auf, Wiedereingliederungsprogramme für 
Kinder einzurichten, die in Kampf- oder 
Gefängnislagern geboren sind; 

Or. en

Änderungsantrag 171
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 34 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

34b. weist darauf hin, dass 
Kindersoldaten alle Kinder unter 
18 Jahren sind, die regulären oder 
irregulären Streitkräften oder 
bewaffneten Gruppen angehören;

Or. it

Änderungsantrag 172
Susanna Ceccardi, Silvia Sardone, Anna Bonfrisco

Entschließungsantrag
Ziffer 34 c (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

34c. stellt fest, dass Schätzungen von 
UNICEF zufolge 250 000 Kinder weltweit 
– in Afrika und Asien, aber auch in 
Amerika und Europa – in Konflikte 
verwickelt sind, und dass über eine 
Milliarde Kinder in 42 Ländern leben, die 
zwischen 2002 und heute von 
gewaltsamen Konflikten betroffen waren 
oder sind;

Or. it

Änderungsantrag 173
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. begrüßt die neuen gemeinsamen 
Prioritäten der EU und der Vereinten 
Nationen für 2022-2027 und die 
gemeinsame Zusage, Kinder, die von 
bewaffneten Konflikten betroffen sind, als 
bereichsübergreifende Prioritäten 
einzubeziehen; betont, dass Wege der 
Wiedereingliederung und 
Wiedergutmachung für Kinder, deren 
Rechte verletzt worden sind, geschaffen 
werden müssen und dass die Agenda der 
Vereinten Nationen zum Schutz von 
Kindern in bewaffneten Konflikten in alle 
außenpolitischen Maßnahmen der Union 
einbezogen werden muss;

35. begrüßt die neuen gemeinsamen 
Prioritäten der EU und der Vereinten 
Nationen für 2022-2027 und die 
gemeinsame Zusage, Kinder, die von 
bewaffneten Konflikten betroffen sind, als 
bereichsübergreifende Prioritäten 
einzubeziehen; betont, dass Wege der 
Wiedereingliederung und 
Wiedergutmachung für Kinder, deren 
Rechte verletzt worden sind, geschaffen 
werden müssen und dass die Agenda der 
Vereinten Nationen zum Schutz von 
Kindern in bewaffneten Konflikten in alle 
außenpolitischen Maßnahmen der Union 
einbezogen werden muss; verurteilt den 
Angriffskrieg der Russischen Föderation 
gegen die Ukraine aufs Schärfste, 
insbesondere die zwangsweise 
Deportation von ukrainischen Zivilisten, 
einschließlich Kindern, nach Russland;

Or. en
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Änderungsantrag 174
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. begrüßt die neuen gemeinsamen 
Prioritäten der EU und der Vereinten 
Nationen für 2022-2027 und die 
gemeinsame Zusage, Kinder, die von 
bewaffneten Konflikten betroffen sind, als 
bereichsübergreifende Prioritäten 
einzubeziehen; betont, dass Wege der 
Wiedereingliederung und 
Wiedergutmachung für Kinder, deren 
Rechte verletzt worden sind, geschaffen 
werden müssen und dass die Agenda der 
Vereinten Nationen zum Schutz von 
Kindern in bewaffneten Konflikten in alle 
außenpolitischen Maßnahmen der Union 
einbezogen werden muss;

35. begrüßt die neuen gemeinsamen 
Prioritäten der EU und der Vereinten 
Nationen für 2022-2027 und die 
gemeinsame Zusage, Kinder, die von 
bewaffneten Konflikten betroffen sind, als 
bereichsübergreifende Prioritäten 
einzubeziehen; betont, dass Wege der 
Wiedereingliederung von Kindern, deren 
Rechte verletzt worden sind, geschaffen 
werden müssen und dass die Agenda der 
Vereinten Nationen zum Schutz von 
Kindern in bewaffneten Konflikten in die 
außenpolitischen Maßnahmen der Union 
einbezogen werden muss;

Or. en

Änderungsantrag 175
Petras Auštrevičius

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. fordert die Kommission und den 
VP/HR auf, ihre Bemühungen zu 
intensivieren, schwerwiegenden 
Verletzungen der Rechte von Kindern, die 
in bewaffneten Konflikten von 
Freiheitsentzug betroffen sind, 
vorzubeugen und ein Ende zu bereiten; 
erachtet es als sehr wichtig, das Thema 
Kinder und bewaffnete Konflikte im 
Rahmen des auswärtigen Handelns und der 
Terrorismusbekämpfungs- und 
Sicherheitspolitik der Union in den 
Vordergrund zu rücken und es in 

36. fordert die Kommission und den 
VP/HR auf, ihre Bemühungen zu 
intensivieren, schwerwiegenden 
Verletzungen der Rechte von Kindern, die 
in bewaffneten Konflikten von 
Freiheitsentzug – einschließlich 
Zwangsverschleppung, erzwungener 
Trennung von ihren Familien und 
Zwangsadoption – betroffen sind, 
vorzubeugen und ein Ende zu bereiten; 
erachtet es als sehr wichtig, das Thema 
Kinder und bewaffnete Konflikte im 
Rahmen des auswärtigen Handelns und der 
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Operationen der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik, in Reformen des 
Sicherheitssektors und in die Mediation 
einzubeziehen;

Terrorismusbekämpfungs- und 
Sicherheitspolitik der Union in den 
Vordergrund zu rücken und es in 
Operationen der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik, in Reformen des 
Sicherheitssektors und in die Mediation 
einzubeziehen; fordert die EU und die 
Mitgliedstaaten auf, zusammen mit der 
internationalen Gemeinschaft 
unverzüglich Maßnahmen umzusetzen, 
um die Rückkehr der 
zwangsverschleppten, von ihrer Familien 
getrennten und zwangsadoptierten Kinder 
zu ihren Rechtsvormunden und 
Herkunftsländern zu erleichtern;

Or. en

Änderungsantrag 176
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. fordert die Kommission und den 
VP/HR auf, ihre Bemühungen zu 
intensivieren, schwerwiegenden 
Verletzungen der Rechte von Kindern, die 
in bewaffneten Konflikten von 
Freiheitsentzug betroffen sind, 
vorzubeugen und ein Ende zu bereiten; 
erachtet es als sehr wichtig, das Thema 
Kinder und bewaffnete Konflikte im 
Rahmen des auswärtigen Handelns und der 
Terrorismusbekämpfungs- und 
Sicherheitspolitik der Union in den 
Vordergrund zu rücken und es in 
Operationen der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik, in Reformen des 
Sicherheitssektors und in die Mediation 
einzubeziehen;

36. fordert die Kommission und den 
VP/HR auf, ihre Bemühungen zu 
intensivieren, schwerwiegenden 
Verletzungen der Rechte von Kindern, die 
in bewaffneten Konflikten von 
Freiheitsentzug betroffen sind, 
vorzubeugen und ein Ende zu bereiten; 
erachtet es als sehr wichtig, das Thema 
Kinder und bewaffnete Konflikte im 
Rahmen des auswärtigen Handelns und der 
Terrorismusbekämpfungs- und 
Sicherheitspolitik der Union in den 
Vordergrund zu rücken – mit einem 
besonderen Schwerpunkt auf den 
Aktivitäten der Hamas in den 
palästinensischen Gebieten, der Hisbollah 
im Libanon und der Revolutionsgarde im 
Iran – und es in Operationen der 
Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, in Reformen des 
Sicherheitssektors und in die Mediation 
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einzubeziehen;

Or. en

Änderungsantrag 177
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. fordert die Kommission und den 
VP/HR auf, ihre Bemühungen zu 
intensivieren, schwerwiegenden 
Verletzungen der Rechte von Kindern, die 
in bewaffneten Konflikten von 
Freiheitsentzug betroffen sind, 
vorzubeugen und ein Ende zu bereiten; 
erachtet es als sehr wichtig, das Thema 
Kinder und bewaffnete Konflikte im 
Rahmen des auswärtigen Handelns und der 
Terrorismusbekämpfungs- und 
Sicherheitspolitik der Union in den 
Vordergrund zu rücken und es in 
Operationen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik, in 
Reformen des Sicherheitssektors und in 
die Mediation einzubeziehen;

36. fordert die Kommission und den 
VP/HR auf, ihre Bemühungen zu 
intensivieren, schwerwiegenden 
Verletzungen der Rechte von Kindern, die 
in bewaffneten Konflikten von 
Freiheitsentzug betroffen sind, 
vorzubeugen und ein Ende zu bereiten; 
erachtet es als sehr wichtig, das Thema 
Kinder und bewaffnete Konflikte im 
Rahmen des auswärtigen Handelns der 
Union in den Vordergrund zu rücken und 
einzubeziehen;

Or. en

Änderungsantrag 178
María Soraya Rodríguez Ramos

Entschließungsantrag
Ziffer 37 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

37a. nimmt die Erkenntnisse des 
Berichts des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen zu Kindern und 
bewaffneten Konflikten zur Kenntnis, in 
dem dargestellt wird, inwiefern das 
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Festhalten von Kindern in vielen 
weiterhin als politische Waffe eingesetzt 
wird; begrüßt die Aufnahme der 
russischen Streitkräfte in die jährliche 
Liste der Konfliktparteien, die schwere 
Verstöße gegen die Rechte von Kindern 
begangen haben; 

Or. en

Änderungsantrag 179
Thierry Mariani

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. betont, dass Kinder, die mit als 
Terroristen oder gewalttätige Extremisten 
eingestuften Gruppen in Verbindung 
stehen, Opfer und nicht Täter sind; weist 
darauf hin, dass die Staaten die 
Verantwortung für ihre im Ausland 
festgehaltenen Kinder tragen, und legt 
ihnen nahe, ihre Rückkehr in ihr 
Herkunftsland auf Antrag zu erleichtern; 
fordert die betroffenen EU-
Mitgliedstaaten auf, für den Schutz und 
die Rückführung von Kindern zu sorgen, 
die Staatsangehörige dieser 
Mitgliedstaaten sind und in Drittländern 
inhaftiert oder festgehalten werden;

entfällt

Or. fr

Änderungsantrag 180
Karol Karski

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. betont, dass Kinder, die mit als 38. betont, dass Kinder, die mit als 
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Terroristen oder gewalttätige Extremisten 
eingestuften Gruppen in Verbindung 
stehen, Opfer und nicht Täter sind; weist 
darauf hin, dass die Staaten die 
Verantwortung für ihre im Ausland 
festgehaltenen Kinder tragen, und legt 
ihnen nahe, ihre Rückkehr in ihr 
Herkunftsland auf Antrag zu erleichtern; 
fordert die betroffenen EU-
Mitgliedstaaten auf, für den Schutz und 
die Rückführung von Kindern zu sorgen, 
die Staatsangehörige dieser 
Mitgliedstaaten sind und in Drittländern 
inhaftiert oder festgehalten werden;

Terroristen oder gewalttätige Extremisten 
eingestuften Gruppen in Verbindung 
stehen, Opfer und nicht Täter sind; weist 
darauf hin, dass die Staaten die 
Verantwortung für ihre im Ausland 
festgehaltenen Kinder tragen;

Or. en

Änderungsantrag 181
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 38 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38a. bedauert es, dass laut der Globalen 
Studie der Vereinten Nationen zu 
Kindern, denen die Freiheit entzogen 
wird, einige Streitkräfte und bewaffnete 
Gruppen Kinder als Form der Bestrafung 
und/oder als Geiseln gefangen nehmen;

Or. en

Änderungsantrag 182
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 38 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38b. besteht darauf, dass diejenigen, die 
für schwere Menschenrechtsverletzungen 
– einschließlich Kriegsverbrechen und 
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Verbrechen gegen die Menschlichkeit – 
verantwortlich sind, dafür zur 
Verantwortung gezogen werden müssen; 
begrüßt den globalen 
Menschenrechtssanktionsmechanismus 
der EU und fordert in diesem 
Zusammenhang eine Erweiterung der 
EU-Sanktionsliste, insbesondere um alle 
Einrichtungen und Personen in die Liste 
aufzunehmen, die für die Vorbereitung 
und Organisation von 
Zwangsverschleppungen und 
Zwangsadoptionen ukrainischer Kinder 
verantwortlich sind;

Or. en

Änderungsantrag 183
David Lega

Entschließungsantrag
Ziffer 39 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

39a. verurteilt die grausamen 
Handlungen der iranischen 
Geheimdienst- und Sicherheitskräfte, 
einschließlich der Inhaftierung von 
Kindern, sowie darüber hinaus Folter, 
Vergewaltigung und andere sexuelle 
Gewalt gegen inhaftierte Kinder, um sie 
zu bestrafen und zu demütigen und ihre 
Beteiligung an den landesweiten 
Protesten zu unterbinden;

Or. en

Änderungsantrag 184
Miguel Urbán Crespo

Entschließungsantrag
Ziffer 39 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

39a. ist der Ansicht, dass die Staaten 
Kinder ausdrücklich von den nationalen 
Gesetzen zur Terrorismusbekämpfung 
und Sicherheit ausschließen und 
sicherstellen sollten, dass Kinder, die 
einer Straftat gegen die nationale 
Sicherheit verdächtigt werden, 
ausschließlich im Rahmen von 
Jugendstrafverfahren behandelt werden;

Or. en

Änderungsantrag 185
Miriam Lexmann

Entschließungsantrag
Ziffer 39 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

39a. verurteilt die gezielten Angriffe 
Russlands auf ukrainische Kinder, durch 
Maßnahmen wie Zwangsverschleppung, 
rechtswidrige Überführung, illegale 
Adoptionen und Versuche, ihnen 
Umerziehungsmaßnahmen aufzuerlegen;

Or. en


